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Liebe Kolleginnen und 
Kollegen,

in der Hessischen Polizei bewegt sich 
momentan sehr viel. Viele große Projekte 
wurden angeschoben und initiiert. Sicher-
lich ist dies auf dem Weg zu einer mo-
dernen Polizei auch wichtig und richtig. 
Jedoch scheint es, dass Vieles nun auf 
einmal geprüft und neu geregelt werden 
muss. Ich möchte hier ein paar Beispie-
le nennen. Das Projekt Fehler- und Füh-
rungskultur, welches auf die Ergebnisse 
der Expertenkommission fußt, die auf-
grund der Vorwurfslagen rund um die 
Chatgruppen ins Leben gerufen wurden. 
In ganz vielen Teilprojekten wird nun, mit 
Blick auf die Empfehlungen der Exper-
tenkommission, auf den aktuellen Stand 
innerhalb der Polizei geschaut. Sind Pro-
zesse, Inhalte und die Struktur innerhalb 
der Polizei noch die Richtigen? Ist das 
Leitbild noch aktuell und wird es noch 
mit Leben gefüllt? Ist der Weg der Perso-
nalauswahl noch zeitgemäß und werden 
unsere Kolleginnen und Kollegen für diese 
Aufgaben richtig aus- und fortgebildet? 
Ein weiteres Beispiel ist die Umorganisa-
tion, die Entstehung der HöMS (Hessische 
Hochschule für öffentliches Management 

und Sicherheit) und die Überprüfung der 
Spezialeinheiten mit der daraus entstan-
denen Umorganisation der Bereitschafts-
polizei und der Zusammenführung zu 
einem Hessischen Präsidium Einsatz. Die 
Digitalisierung, veraltete und zu erneu-
ernde Technik werden in dem Projekt 
„Schub 11“ beleuchtet. Auch hier besteht 
dringend Nachholbedarf. Positive erste 
Folgen sind zu spüren.  Mobile Technik 
(Handys und Tablets) werden in Einsatz 
gebracht, die den täglichen Dienst profes-
sioneller, fortschrittlicher und effizienter 
machen. Ein Asservatenmanagement wird 

neu aufgelegt und erhält eine neue Soft-
ware. Sicherlich könnte man noch mehr 
ins Detail gehen und die Aufzählung fort-
führen. Aber alles wichtige Dinge, um mit 
der Polizei den Anschluss an die gesell-
schaftliche, technische Entwicklung zu 
halten und nicht den Veränderungen der 
Kriminalität hinterher zu laufen. Doch alle 
diese Projekte verschlingen natürlich Res-
sourcen insbesondere auch Personal. Die 
Ausbildungsoffensive und die politisch 
auferlegten Sicherheitspakete zur Stär-
kung der Basisstellendienststellen sind 
ebenfalls der richtige Weg, jedoch noch 
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lange nicht ausreichend. Leider kommen 
diese Stellen und Menschen nicht im-
mer dort an, wo sie dringendst gebraucht 
werden, nämlich im Streifenwagen und 
im Ermittlungsdienst der Kommissariate 
und den Ermittlungsgruppen. Besonde-
re Belastungen durch die Pandemie und 
die schreckliche Kriegssituation in Eu-
ropa kommen noch erschwerend hinzu. 
Leider wird zurzeit in einigen Bereichen 
(z.B. Kinderpornographie) sehr viel mehr 
Personal benötigt als dies je der Fall war. 
Vermutlich wird sich dies ohne weitere 
technische Unterstützung auch nicht so 
schnell ändern. Künstliche Intelligenz (KI) 
ist ein Ansatzpunkt, benötigt aber natür-
lich auch Erprobungszeit und intensive 
Beobachtung, da sie in sehr sensiblen 
Bereichen zur Ermittlungsunterstützung 
eingesetzt werden soll. Also viele Bau-
stellen an denen nur mit genügend Per-
sonal erfolgreich gearbeitet werden kann. 
Aus diesem Grund haben wir als GdP klare 
Forderungen an die politisch Verantwort-
lichen in Richtung Haushalt gerichtet.

Aber mir scheint auch, dass wichtige 
Dinge, die den Umgang mit uns – dem 
Personal – betreffen, politisch nicht mit 
der Priorität eins versehen sind. Auch hier 
möchte ich ein paar Beispiele nennen. 
Die nicht angepasste amtsangemesse-
ne Alimentierung. Jahrelang musste ge-
klagt werden, um diesen Missstand nun 
höchstrichterlich festzustellen. Besol-
dungsreparaturgesetz ist nun die Lösung, 
jedoch weiß keiner wie es umgesetzt und 
auf welchen Grundlagen nun die „gerech-
te“ und amtsangemessene Alimentierung 
errechnet werden soll. Erschreckend und 
es wird wieder einmal deutlich, mit Für-
sorge wird auf Zeit und zu Lasten der 
Beschäftigten gespielt. Ähnlich verhält 
es sich mit der „Angriffsentschädigung“ 
nach dem HBeamtVG. Eine mögliche Zah-

lung, wenn Kolleginnen und Kollegen im 
Dienst verletzt werden (siehe Artikel in 
diesem Report). Grundsätzlich eine gute 
Sache und nicht mehr als gerechtfertigt. 
Aber leider liegen auch hier der Dienstun-
fallstelle beim RP KS noch nicht die erfor-
derlichen Handlungsempfehlungen vor, 
sodass sich die Abarbeitung und eine zeit-
nahe Auszahlung verzögert. Ein weiteres 
und mittlerweile schon trauriges Thema 
ist die Beihilfe. Ich möchte hier nicht die 
Verschlechterungen und Kürzungen der 
Leistungen ansprechen, dass würde den 
Rahmen sprengen. Aber mit aller Deut-
lichkeit sei zum Ausdruck gebracht, dass 
die Serviceleistungen und der politische 
Wille zur Unterstützung der Beihilfenbe-
rechtigten viel Potential nach oben ha-
ben. Eingereichte Kosten- und Heilpläne 
(z.B. Zahnersatz, Kuren, Operationen etc.) 
werden nicht mehr berechnet und Erstat-
tungsbeträge nicht mehr vorab mitgeteilt. 
Es fehlen die Ressourcen für diese jahre-
lange bewährte Verwaltungspraxis. Mit 
pauschalen Berechnungsbeispielen auf 
einem Formblatt kann man nur erahnen 
was ggf. erstattet wird. Ich bin mir sicher, 
dass ein Großteil der Berechtigten damit 
nicht klarkommt. Insbesondere möchte 
ich hier unsere Versorgungsempfänger 
erwähnen, die diesen Service kannten 
und nun oftmals sich ratsuchend an uns 
wenden, um durch die fehlende Beratung/
Berechnung nicht in die finanzielle Über-
raschung zu geraten. Oftmals entstehen 
sehr hohe Arzt- oder Krankenhauskosten. 
Ein Vorschlag der GdP war es, beim Ein-
gang eines solch hohen Beihilfeantrags 
eine Abschlagszahlung bis zur endgülti-
gen Endbearbeitung des Antrages vorab 
auszuzahlen. Hohe Summen müssen teil-
weise vorgestreckt werden und nicht je-
der hat immer die Deckung der Kosten auf 
der „Hohen Kante“. Auch hier hätte man 

fürsorglicher handeln können und nicht 
die Idee der GdP ablehnen dürfen.

Als weiteres Beispiel möchte ich noch 
das Bekleidungswesen ansprechen. Von 
wochen-, gar monatelang andauernden 
Bestellvorgängen in Ditzingen wird uns 
zurzeit berichtet. Dringend erforderliche 
Uniformteile werden nicht geliefert. Qua-
lität und Kosten würden einen gesonder-
ten Artikel erfordern. Ich spreche einfach 
nur von dem Service. Dies ist im Zeitalter 
von Onlinebestellungen und Lieferungen 
über Nacht, nicht mehr zeitgemäß und 
ein ganz schlechter Service. Dies weckt 
nur Unverständnis und Kopfschütteln in 
der Belegschaft.

Als letztes darf natürlich im Konvo-
lut der „Fürsorgeverbesserungen“ unsere 
stets geforderte zu erhöhende und wie-
der ruhegehaltsfähige Polizeizulage nicht 
fehlen. Nicht nur für Aktive, sondern auch 
für unsere Kolleginnen und Kollegen, die 
im Ruhestand oder in Rente sind, da sie 
über Jahre in unserer Polizei einen tollen 
Dienst geleistet haben. Andere Bundes-
länder machen es vor, was Fürsorge und 
Wertschätzung bedeuten.

Viele Projekte sind gestartet, die zu-
letzt aufgezählten sind nur Beispiele die 
ebenfalls bearbeitet, beleuchtet und von 
einem fürsorglichen Arbeitgeber dringend 
angepasst und verändert gehören. Nicht 
nur politisch sachorientiert darf geprüft 
werden, nein auch wir als Beschäftigte 
haben ein Anrecht auf eine gerechte und 
fürsorgliche Behandlung.

Auch hierfür werden wir uns einset-
zen und im Blick auf bald anstehende 
Landtagswahlen dies für Euch deutlich 
thematisieren, denn im Wandel der Zeit 
darf der Mensch nicht auf der Strecke 
bleiben.

Liebe Grüße
Karsten Bech
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// aus dem Landesbezirk //

Alle vier Jahre findet der Landes-
delegiertentag der GdP statt. Aus allen 
Bereichen der hessischen Polizei wurden 
Mitglieder unserer GdP zum Delegier-
tentag entsandt, um richtungsweisende 
Beschlüsse zu fassen und einen neuen 
geschäftsführenden Vorstand zu wäh-
len. 

Marburg hatte sich in den vergange-
nen Jahren bewährt und die räumlichen 
Gegebenheiten und die Übernachtungs-
möglichkeiten konnten Corona-konform 
organisiert werden. Ein Schnelltest war 
für das Betreten des Kongresszentrums 
Voraussetzung. 

Jens Mohrherr begrüßte am 
05.04.2022 alle angereisten Delegierten 
im Kongresszentrum in Marburg und er-
öffnete den ordentlichen Delegiertentag 
der GdP Hessen. Im Anschluss sprach 
Friedrich Bohl als Hausherr einige Begrü-
ßungsworte, bevor uns der OB der Stadt 
Marburg (Dr. Thomas Spies) herzlich will-
kommen heißen konnte.

An den relativ kurzen offiziellen Teil 
wurde die Beschlussfähigkeit des Dele-
giertentages festgestellt. Die rund 180 or-
dentlichen Delegierten mussten sich mit 
einer digitalen Neuerung auseinanderset-
zen. Denn die Feststellung der Beschluss-
fähigkeit, sowie die kommenden Abstim-
mungen fanden online über das eigene 
(oder zur Verfügung gestellte) Smart-
phone oder Tablet statt. Hierfür musste 
eine Applikation (App) installiert werden. 
Jeder Delegierte bekam Zugangsdaten, 

um sich anonym anzumelden und schon 
begann der Probelauf. 179 stimmberech-
tigte Delegierten waren im System erfasst 
und berechtigt abzustimmen. Ohne Pro-
bleme fand eine Probeabstimmung statt. 
Ein weiterer Vorteil dieser App ist und 
war, dass sämtliche Dokumente, die man 
vorher bereits im Ordner per Post zuge-
schickt bekam, digital vorliegen hatte. Ein 
„wildes“ Blättern entfiel und man konnte 
der Sitzung auf dem Bildschirm folgen.

Zu Beginn moderierte Lars Elsebach 
durch die Tagesordnung, bis die Verhand-
lungsleitung gewählt war und die Abar-
beitung der Tagesordnung übernehmen 
konnte. Diese war wieder mit vielen, auch 
umfassenden Tagesordnungspunkten be-
stückt, sodass dem ein oder anderen Dele-
gierten bereits nach einigen Stunden der 
Kopf rauchte und die ersehnten Pausen 
etwas ausgedehnt wurden. 

Durch das Zusammenfassen in Kon-
senslisten wurden Anträge en Block be-
schlossen. Einige Anträge wurden von 
der Konsensliste genommen und mussten 
einzeln beraten und beschlossen werden. 
Wie es sich als gute Demokraten gehört, 
kam es zu lebhaften Diskussionen und 
aufgeheizten Gemütern, aber es wurde 
nie persönlich. Wir stritten um die Sache 
und nach der Abstimmung war „alles“ 
wieder in Ordnung. Einige Abstimmungen 
fanden überraschenderweise noch per 
Stimmkarte statt. Sollte sich hierbei eine 
knappe Entscheidung abzeichnen, so ging 
man postwendend zur digitalen Abstim-

mung über und man hatte binnen einer 
Minute ein verlässliches Ergebnis – kein 
Stimmenzählen oder gar Stimmzettel ein-
sammeln. 

Nach den allgemeinen Anträgen, die 
teilweise sogar gewerkschaftspolitisch 
richtungsweisend waren, standen Sat-
zungsänderungen auf der Tagesordnung. 
Zu heftigen Diskussionen führte die Er-
weiterung des geschäftsführenden Lan-
desvorstands um ein weiteres Mitglied in 
Form eines Seniorenvertreters. Erst durch 
die klare Unterstützung der GdP-Jugend 
für diesen Antrag verlor die Diskussion 
an Schärfe und eine zweidrittel Mehrheit 
war abzusehen. Auch die weiteren da-
durch notwendigen Satzungsänderungen 
fanden die erforderliche Mehrheit, sodass 
ab diesem Jahr auch die Senioren einen 
festen Platz im geschäftsführenden Lan-
desvorstand haben. 

Neben den Wahlen eines neuen ge-
schäftsführenden Landesvorstandes 
standen weitere Wahlen an. So wurden 
auch die Arbeitnehmervertreter/innen 
im Landesvorstand, die Kassenprüfer, die 
Mitglieder des Landesbezirkskontrollaus-
schusses, des Landesschiedsgerichts und 
zuletzt die Delegierten für den GdP-Bun-
deskongress in Berlin im September 2022 
gewählt. Diese Wahlen fanden mit Hilfe 
des neuen digitalen Abstimmungssystems 
statt. So war eine schnelle und geheime 
Wahl möglich und das Ergebnis konnte Die Delegierten aus Südosthessen

Lars-German-Elsebach und  
Jens Mohrherr bedanken sich bei 

Thorsten Pfeiffer für seine Arbeit als 
Bezirksgruppenvorsitzender
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allen Delegierten schnell präsentiert wer-
den.

Mit überwältigender Mehrheit wurde 
Jens Mohrherr als Vorsitzender gewählt. 
Ihm zur Seite stehen Markus Hüschen-
bett, Bernd Braun, Karsten Bech, Heinz 
Schiskowsky, Daniel Klimpke, Lars-Ger-
man Elsebach, Sylvia Schwegel-Otto, 
Stefan Rüppel, Christian Richter, Jochen 
Zeng und Nina Bachelier. 

Nach den Wahlen war dann auch 
schon der erste offizielle Teil vorbei. Nun 
ging es auf die Zimmer um sich kurz frisch 
zu machen, um anschließend mit seiner 
Bezirksgruppe in eine Lokalität in Mar-
burg zu „pilgern“. Die Bezirksgruppen ver-
teilten sich über die gesamte Innenstadt 
und meist waren zwei und manchmal 
auch drei Bezirksgruppen in einer Knei-

pe. Nach dem Essen wurden „Netzwerke“ 
aufgefrischt und ausgebaut. Bezirksgrup-
penübergreifend wurde sich bis spät am 
Abend ausgetauscht.

Nach dem Corona-Test und einem 
Frühstück ging es am zweiten Tag früh 
morgens mit den Tagesordnungspunkten 
weiter. Es standen noch einige Anträge 
auf der Liste, die noch diskutiert und be-
schlossen werden mussten. Hart aber fair 
fand der Meinungsaustausch statt, so wie 
es sich für Gewerkschaftler gehört; letzt-
endlich fanden alle Beschlüsse ihre Zu-
stimmung und wir konnten zum öffent-
lichen Teil übergehen.

Jens Mohrherr und Lars Elsebach 
gingen in der Diskussionsrunde mit den 
politischen Vertretern der Landtagsfrak-
tionen. Leider musste der Vertreter von 
Bündnis90/Die Grünen kurzfristig (krank-
heitsbedingt) absagen. Die anwesenden 
Vertreter wurden mit Themen und Forde-
rungen der hessischen GdP konfrontiert, 
was für den ein oder anderen durchaus 
unangenehm war. Grundsätzlich wich 
keiner der Politiker von ihren Grundhal-
tungen der Partei ab. So lehnte Alexander 
Bauer von der CDU die Ruhegehaltsfähig-
keit der Polizeizulage grundsätzlich ab 
und die Einführung schien nicht einmal 
diskutabel zu sein. Leider konnte durch 
das Fehlen von Jürgen Frömmrich, der 
Koalitionspartner in der Regierung, nicht 
dazu Stellung beziehen. Von den Ver-
tretern der Opposition kamen durchaus 
positive Signale, dass es bei einer Macht-
verschiebung durchaus denkbar wäre, die 
Ruhegehaltsfähigkeit wiedereinzuführen.

Ein großes Thema in dieser Diskussi-
onsrunde war auch die verfassungswid-
rige Beamtenbesoldung in Hessen. Nach 
der Rechtsprechung des Verwaltungs-
gerichtshofes in Kassel Ende November 

2021 weigert sich die Landesregierung 
den verfassungswidrigen Zustand bei der 
Beamtenbesoldung zu beseitigen. Die 
Landesregierung lehnt sich zurück und 
will erst das Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts abwarten, welches noch 
zwei bis drei Jahre auf sich warten lassen 
kann. Seitens der GdP-Forderung muss 
ein „Besoldungsreparaturgesetz“ her, 
um die Beamtinnen und Beamten in den 
unteren Besoldungsgruppen vor nach-
haltigen finanziellen Schwierigkeiten zu 
schützen; hier liegt die Beamtenbesol-
dung neun Prozent und mehr unter der 
Grundsicherung.

Nach einer kurzweiligen Podiumsdis-
kussion ging es mit allen Bezirksgruppen 
zum Abendessen mit einer kleinen kaba-
rettistischen Einlage. Während und nach 
dem Essen tauschten sich die Delegierten 
in lockerer Atmosphäre aus, sodass es ein 
schöner und kurzweiliger Abend wurde.

Am Morgen des letzten Tages gab es 
noch einige Beschlüsse zu fassen, was 
ohne größere Diskussionen vonstatten-
ging. 

Zum Ende des Landesdelegiertentages 
bedankte sich Jens Mohrherr für die diszi-
plinierte Zusammenarbeit und blickte auf 
einen erfolgreichen Delegiertentag mit 
guten Beschlüssen zurück. 

Marburg hat wieder einmal gezeigt, 
dass die hessische GdP eine starke Ge-
meinschaft ist. Jeder ist willkommen, 
sofern er sich mit den Zielen der GdP 
identifiziert und diese auch nach außen 
vertritt. Egal welcher Herkunft, egal wel-
chen Glaubens, egal welches Alter und 
egal welche persönliche Orientierung wir 
haben, wir sind

„AUTHENTISCH - EHRLICH–
                  SCHLAGKRÄFTIG“

BZG OH

// aus dem Landesbezirk //

Holger Mauer wird für seine Tätigkeit 
im Landeskontrollausschuss geehrt

Bundesseniorenvorsitzender Ewald Gerk (links) mit Karsten Bech

Karsten Bech und Markus Hüschenbett
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„Angriffsentschädigung“

Polizeidienstzulage

§ 40 Abs. 7 HBeamtVG:

„ruhegehaltsfähige Polizeidienstzulage“ – ja oder nein – Hessen vorn?
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// aus dem Landesbezirk //

Eine Beamtin oder ein Beamter, die 
oder der in Ausübung des Dienstes durch 
einen rechtswidrigen Angriff oder außer-
halb des Dienstes durch einen Angriff im 
Sinne des § 36 Abs. 4 einen Dienstunfall 
erleidet, erhält eine einmalige Angriffs-
entschädigung in Höhe von 2.000 Euro. 
Ist eine Beamtin oder ein Beamter an den 
Folgen eines Dienstunfalls der in Satz 1 
bezeichneten Art verstorben, wird die Ent-
schädigungsleistung jeweils insgesamt 

1. der Witwe, dem Witwer sowie den 
versorgungsberechtigten Kindern, 

2. den Eltern sowie den nicht versor-
gungsberechtigen Kindern, soweit An-
spruchsberechtigte im Sinne der Nr. 1 
nicht vorhanden sind, oder 

3. den Großeltern und Enkeln, soweit 
Anspruchsberechtigte im Sinne der Nr. 
1 und 2 nicht vorhanden sind, gewährt. 

Satz 1 und 2 finden auf andere Ange-
hörige des öffentlichen Dienstes entspre-
chende Anwendung.

Seit dem 24. November 2021 steht 
es im Gesetz und keiner kann so richtig 
Auskunft geben. Darf man den Verlautba-
rungen Glauben schenken, werden gerade 
landesweite Handlungsempfehlungen/ 
Ausführungsbestimmungen erarbeitet.

So viel kann aber gesagt werden:
Die Zuständigkeit liegt beim RP Kas-

sel und dort bei der Zentralen Dienstun-
fallfürsorgestelle. Also die Stelle, die alle 
Dienstunfälle des Landes Hessen bear-
beitet. Da es jedoch noch keine Hand-
lungsempfehlungen bzw. Ausführungs-

bestimmungen gibt, erfolgt noch keine 
Bearbeitung der Sachverhalte. Sobald 
diese vorliegen, wird zu gegebener Zeit 
über die Angriffsentschädigung jeder ein-
zelnen Dienstunfallanzeige entschieden.

Voraussetzungen für eine Angriffsent-
schädigung sind das Vorliegen 

1. eines anerkannten Dienstunfalls,
2. eines rechtswidrigen Angriffs (auf 
die Vorgangsnummer sollte auf jeden 
Fall in der Dienstunfallanzeige hinge-
wiesen werden),
3. eines abgeschlossenen Strafverfah-
rens,
4. einer Verletzung mit Krankheitswert, 
welche auf Grund einer
5. ärztlichen Diagnose (Arztbericht, 
Befund, Attest, etc.) bescheinigt wird.

Alle o.a. Punkte sind mit einem „und“ 
verbunden und müssen erfüllt sein.

Seit dem 01.12.2021 werden beim RP 
Kassel alle registrierten Dienstunfallan-
zeigen von Amts wegen geprüft, ob ein 
Anspruch auf eine „Angriffsentschädi-
gung“ besteht. Es soll keinem Beamten 
und keiner Beamtin diesbezüglich ein 
Nachteil entstehen, wenn seit Inkrafttre-
ten des Rechtsanspruchs ein derartiger 
Angriff stattgefunden hat.

Sobald es in der Dienstunfallmeldung 
Anzeichen auf einen rechtswidrigen An-
griff im Rahmen eines Dienstunfalls gibt, 
erfolgt eine automatische Listung. Die 
Überprüfung auf die „Angriffsentschä-
digung“ wird zum gegebenen Zeitpunkt 
durchgeführt. Die Dienstunfallanzeige 
sollte grundsätzlich eine ausführliche 
Beschreibung des Vorfalls beinhalten. 
Daraus sollte auch das Vorliegen eines 
rechtswidrigen Angriffs zu entnehmen 

sein (u.a. Verweis auf die Vorgangsnum-
mer der Strafanzeige/Kopie der Strafan-
zeige). Wenn dies der Fall sein sollte, wird 
das RP Kassel, Zentrale Dienstunfallstelle, 
sehr wahrscheinlich Kontakt aufnehmen 
und ggf. fehlende Informationen nach-
fordern.

Des Weiteren ist eine Mitteilung der 
Staatsanwaltschaft über den Ausgang 
des Strafverfahrens oder die Entschei-
dung eines Gerichtes notwendig. Dieses 
muss ebenfalls an die Zentrale Dienstun-
fallstelle beim RP Kassel gesandt werden, 
um eine Prüfung und evtl. Auszahlung 
auszulösen. 

Wie ihr seht, kann es zu einem län-
geren „Verfahren“ kommen. Aus diesem 
Grund sollte jede(r) Kollegin und Kollege 
darauf achten, dass alle Unterlagen beim 
RP eingereicht wurden bzw. vorliegen. 
Eine Kontrolle und Protokollierung durch 
das örtliche Präsidium findet nicht statt, 
da die originäre Zuständigkeit bei der 
Zentralen Dienstunfallstelle und somit 
beim RP Kassel liegt. 

Die Dienstunfallanzeige sollte zeit-
nah gestellt werden, damit diese nicht in 
Vergessenheit gerät und keine Ansprüche 
verfallen oder verjähren. Ein Antrag auf 
„Angriffsentschädigung“ ist nicht erfor-
derlich. Anhand der eingereichten Un-
terlagen wird jeder Dienstunfall geprüft. 
Eine Entscheidung kann jedoch erst fal-
len, wenn alle Unterlagen vorliegen (s.o. 
– z.B. Abschluss Strafverfahren)

Bei Fragen von Betroffenen steht die 
Zentrale Dienstunfallstelle gerne zur Ver-
fügung. Sachstandsanfragen wären erst 
dann sinnvoll, wenn alle Unterlagen voll-
ständig vorlägen. 	 n

BZG OH

Die Ampel-Koalition im Bund macht 
es vor. Die aktuelle Bundesregierung be-
schloss die Ruhegehaltsfähigkeit der Poli-
zeizulage für mehr als 56.000 Bedienstete 

des Bundes inklusive der Versorgungs-
empfänger. 

Ende der 1990iger Jahre strich der 
Bund die Ruhegehaltsfähigkeit der Poli-

zeizulage und ein Großteil der Bundeslän-
der folgten dieser „Einsparungsmaßnah-
me“. „Hessen – vorn“ machte natürlich 
mit und ging keinen eigenen Weg wie 
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Mit dem Landesticket durch die Republik 
– Fulda nach Sylt in 10:30 Std. und 6 mal umsteigen -
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zum Beispiel Bayern. Dort ist und war die 
Polizeidienstzulage schon immer ruhege-
haltsfähig. Darf man den Aussagen der 
bisherigen Innenminister Glauben schen-
ken, so verschwendete dort noch niemand 
des Innenresorts einen Gedanken bezüg-
lich der Streichung.

Die Polizeidienstzulage war auch 
Thema bei der Podiumsdiskussion des 
diesjährigen Landesdelegiertentages in 
Marburg. Erschreckend war, dass die Re-
gierungskoalition es offensichtlich nicht 
für notwendig erachtet, die Ruhegehalts-
fähigkeit der Polizeidienstzulage wieder-
einzuführen. Leider konnte nur der Ver-
treter der CDU (Alexander Bauer) Stellung 
beziehen, da Jürgen Frömmrich wegen 
einer kurzfristigen Erkrankung absagen 
musste. Allerdings klang die Aussage von 
Herrn Bauer ziemlich „festzementiert“.

Anders klangen die Äußerungen der 
Oppositionsparteien (SPD, FDP und Die 

Linke). Aus den getroffenen Aussagen der 
Oppositionspolitiker könnte man Mut und 
Zuversicht schöpfen. Fraglich ist jedoch, 
was würde bei einem eventuellen Regie-
rungswechsel in Hessen kommen bzw. 
möglich sein?

Bei dem Regierungswechsel im Bund 
wurde die Ruhegehaltsfähigkeit der Poli-
zeidienstzulage bei den Bediensteten des 
Bundes bereits im Koalitionsvertrag fest-
geschrieben und jetzt umgesetzt. 

Die GdP hat mit dem letzten Rund-
schreiben klar Position bezogen und die 
Landesregierung aufgefordert dem Bund 
zu folgen. Die Ruhegehaltsfähigkeit der 
Polizeizulage ist seit der Abschaffung ein 
Dauerthema der GdP und dies wird sie 
auch bis zur Wiedereinführung bleiben. 

Zitat:
Bundesinnenministerin Nancy Faeser 

in ihrer Erklärung: "Polizeibeamtinnen 
und Polizeibeamte stehen Tag und Nacht 

an vorderster Front für unseren Rechts-
staat ein. Sie sorgen dafür, dass wir ein 
sehr sicheres Land sind – und sie vertei-
digen unsere Demokratie. Immer häufiger 
müssen sie Übergriffe und Gewalt erleben. 
Nicht selten riskieren Polizistinnen und 
Polizisten ihre Gesundheit und auch ihr 
Leben für die Sicherheit von uns allen. Es 
ist mir sehr wichtig, dass die Beamtinnen 
und Beamten mehr Rückhalt, Respekt 
und Wertschätzung erhalten. Diese Wert-
schätzung muss auch finanziell spürbar 
sein. Mit unserem Gesetzentwurf lösen 
wir ein Versprechen aus dem Koalitions-
vertrag ein. Unser Vorschlag schließt auch 
diejenigen Polizistinnen und Polizisten 
ein, die seit der Abschaffung der Ruhe-
gehaltsfähigkeit der Polizeizulage in den 
Ruhestand versetzt worden sind."	 n

BZG OH

Im Rahmen der Umsetzung zum 
„9-Euro-Ticket“ können alle hessischen 
Landesbediensteten, die im Besitz des 
Landestickets Hessen sind deutschland-
weit den ÖPNV nutzen. Dies gilt für den 
Aktionszeitraum vom 01.06.2022 bis 
31.08.2022.

Zu beachten ist jedoch, dass die Mit-
nahmeregelung weiterhin nur im Gültig-
keitsbereich des Landestickets Hessen an-

gewendet werden darf. Ausnahmen hierzu 
gibt es nicht. Das heißt, dass Begleitper-
sonen außerhalb von Hessen entweder 
das „9-Euro-Ticket“ nutzen können, oder 
sich ein reguläres Ticket kaufen müssen. 
Des Weiteren darf im Aktionszeitraum mit 
dem Landesticket Hessen und dem „9-Eu-
ro-Ticket“ nur der (örtliche) Personen-
nahverkehr (ÖPNV) unentgeltlich genutzt 
werden und dies auch nur in der 2. Klasse. 
Zum ÖPNV gehören Linienbusse, Regio-

nalbahnen, U- und S-Bahnen sowie eini-
ge Sonderbahnen. Außerdem dürfen die 
Regionalbahnen und Regio-Express-Züge 
der DB genutzt werden. Ausgeschlossen 
sind und bleiben ICE-, EC- und IC-Züge 
sowie die Privatanbieter (z.B. die Firma 
Flex) für den Fernverkehr.

Hier einige Reisebespiele aus dem 
Kursbuch der Deutschen Bahn:

// aus dem Landesbezirk //
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GdP in Kooperation mit dem Malteser Hilfsdienst
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Als Wladimir Putin den Befehl zum 
Angriff auf die Ukraine gab, war uns 
eigentlich allen klar, dass dieser Krieg 
Auswirkungen auf ganz Europa haben 
wird. 

Nicht nur die wirtschaftlichen Folgen 
spürten wir in kürzester Zeit, sondern 
auch das Leid und das Elend, welches über 
die ukrainische Bevölkerung hereinbrach 
schockierte uns. Bilder aus dem polnisch-
ukrainischen Grenzgebiet zeigten uns 
verzweifelte, besorgte und verängstigte 
Menschen, die nur mit einem Rucksack 
und einem Koffer vor dem Krieg flüch-
teten. Überwiegend Frauen und Kinder, 

sowie ältere Menschen, die ihre Heimat 
verlassen haben um sich in Sicherheit zu 
bringen, während ihre Ehemänner, Väter 
und Söhne versuchen, ihre Heimat zu ver-
teidigen.

Kurz nach Kriegsbeginn riefen die Mal-
teser in Kassel zu einer Spendensamm-
lung auf, um den Flüchtlingen zu helfen. 
Die GdP-Nordhessen folgte diesem Aufruf 
und schloss sich den Maltesern an. Daraus 
wurde eine sehr gute Kooperation, sodass 
die GdP mit sechs Sprintern und einem 
40-t-LKW, die Hilfsgüter nach Ostpolen 
an die ukrainische Grenze brachten. Team 
1 der GdP fuhr im „Blindflug“ 1.200 km 

Richtung Osten, denn sie wussten nicht, 
wohin und was sie dort erwartete. Noch 
während der Fahrt wurden telefonische 
Kontakte geknüpft und WhatsApp-Grup-
pen eingerichtet. Die gute Seele in Kassel 
ist eine Bedienstete im Rathaus, die die 
Kontakte nach Chelm in Ostpolen knüpfte 
und in perfektem Polnisch vorbereitete. 
Team 1 wurde herzlich empfangen, privat 
versorgt und untergebracht und die Hilfs-
güter gingen in ein ehemaliges Autohaus, 
welches als Kinderheim umfunktioniert 
wurde. Dort waren 370 Kinder und Ju-
gendliche untergebracht. Die Kollegen der 
GdP waren die Ersten von außerhalb, die 
einen Hilfstransport nach Chelm brach-
ten. Inzwischen sind weitere Organisati-
onen in dem Gebiet unterwegs und un-
terstützen die ehrenamtlichen Helfer mit 
Hilfslieferungen.  

Die gute Seele in Chelm heißt Anna. 
Sie hat Germanistik studiert und spricht 
sehr gut deutsch. Sie ist für die GdP-
Teams immer telefonisch erreichbar und 
wenn nicht, dann stand ihr Mann Sebas-
tian zur Verfügung, um zu helfen. Sprach-
barrieren gab es diesbezüglich keine. 
Deutsch, Englisch und „Hände und Füße“ 
machten eine Verständigung möglich. Der 
„Google-Translator“ hatte schnell ausge-
dient, da man sich sofort verstand und 
viel Spaß miteinander hatte.

Die GdP-Nordhessen hatte so viele 
Hilfsgüter, dass schließlich landesweit 

// Hilfe für die Ukraine //
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nach Fahrer gesucht wurde, die einen 
Hilfstransport nach Chelm fahren würden. 

Kaum hatte ich die Suchmeldung gele-
sen, fragte ich meinen Büronachbarn, Udo 
Klar, ob er mitfahren würde. Ohne lang zu 
überlegen stiegen wir in die Planung ein. 
Es war immerhin schon Mittwoch und wir 
sollten in einer Woche starten. Da Mitt-
woch PR-Sitzungstag ist, war der Plan am 
Donnerstag hin- und am Samstag zurück 
zu fahren. Der Termin stand fest und so-
mit ging es nun darum, den Hilfstransport 
zu finanzieren. Überschlagen kostet so ein 
Transport fast 1.000,- € mit Fahrzeugmie-
te, Spritkosten und Übernachtung. Wer 
könnte uns wie unterstützen? Also wur-
de fleißig telefoniert. Kreisgruppe, Be-
zirksgruppe, …mühsam ernährt sich das 
Eichhörnchen. Ich entschloss mich, mei-
nen zuständigen DGB-Geschäftsführer 
anzurufen, denn mit ihm hatte ich schon 
den Stand beim Hessentag in Bad Hers-

feld erfolgreich organisiert. Wir kamen ins 
Gespräch und da meinte er: „Du Martin, 
ich habe einen VW Crafter mit Hochdach, 
den kannste haben für die Fahrt. Außer-
dem gebe ich privat auch was dazu.“ – Er-
staunen und Freude meinerseits machte 
mich im ersten Moment sprachlos, aber 
dann nahm ich das Angebot dankend an. 
Schließlich startete er noch einen Aufruf 
bei den DGB-Gewerkschaften und bat um 
Unterstützung. Eine spontane Sammlung 
von Verdi bei einem Amazon-Warnstreik 
brachte eine tolle Summe zusammen, 
sodass wir ein weites Stück in Richtung 
Osten fahren konnten. Da ich mich wegen 
dem Hilfstransport von der Kirchenvor-
standssitzung abmelden musste, bekam 
ich als „Danke“ auch noch eine Spende 
der Kirchengemeinde und des Pfarrers. 
Auch weitere Privatpersonen spendeten 
für den Hilfstransport, sodass wir gut 
hin und wieder zurückkommen konnten. 
Vielen Herzlichen Dank an alle unter-
stützenden DGB-Gewerkschaften, Privat-
personen, meiner Kirchengemeinde, den 
Kreisgruppen und der BZG-Osthessen für 
die Unterstützung. Durch die Spritprei-
se, die zwar in Polen niedriger sind als in 
Deutschland, aber auch dort angezogen 
haben, benötigten wir das Geld. Wir kön-
nen nur sagen, dass es gut „angelegt“ war 
und ist, denn wenn man in die Augen der 
geflüchteten Menschen schaut und die 
Dankbarkeit vor Ort erfahren darf – es ist 
beeindruckend.

Nachdem soweit alles organisiert war, 
unsere Familien mit unserem Vorhaben 
einverstanden waren fuhren wir unmittel-
bar nach der PR-Sitzung los. Es ging nach 
Kassel um den Crafter mit Hilfsgütern zu 
beladen. Das Abenteuer begann…beim 
Starten leuchteten die Motor- und auch 
die Bremskontrollleuchte auf. Rückspra-
che ergab, dass alles in Ordnung sei, das 
Fahrzeug frisch aus der Werkstatt käme. 

Erst wenn die Motorkontrollleuchte ihre 
Farbe auf „rot“ wechseln würde, müssten 
wir uns Gedanken machen. Somit waren 
die beiden Leuchten unser ständiger Be-
gleiter auf den 2.500 km Fahrt.

In Kassel wurden wir herzlich emp-
fangen und viele Helfer standen bereit, 
um unsere Ladefläche zu füllen. Es be-
gann mit Kindernahrung und Tierfutter, in 
die Mitte kamen Medikamente, Venülen, 
sowie medizinisches Equipment und ganz 
hinten Kleidung, Decken, Schlafsäcke, so-
wie unsere privaten Sachen. Nach dem 
Segen des Pfarrers und dem Singen der 
Europahymne machten wir uns in Rich-
tung Osten auf. Da wir erst nachmittags 
losfuhren, suchten wir uns nach der Hälf-
te der Strecke eine Unterkunft zum Über-
nachten. Wir nahmen Kontakt zu Anna 
auf. Sie musste den kommenden Tag bis 
17:00 Uhr arbeiten, sodass sie uns ledig-
lich telefonisch „begleiten“ könnte, oder 
wir wären erst gegen 17:00 Uhr vor Ort. 
Da wir noch über 600 km zu fahren hat-
ten, fassten wir die zweite Variante ins 
Auge und verabredeten uns für später. Mit 
Pausen und Tanken kamen wir schließlich 
gegen 18:30 Uhr in Chelm an. Die Adresse 
für den Treffpunkt…alles andere als eine 
Sporthalle. Schließlich sendeten wir un-
seren Standort und Anna und ihr Mann 
sammelten uns auf und führten uns zur 
neuen Unterkunft in der Sporthalle. 

Nach dem Ausladen des größten Teisl 
der Hilfsgüter an der umfunktionierten 
Sporthalle, machte ich mich kurz auf den 
Weg in die Halle. Da ich die GdP-Jacke 
anhatte, wurde ich auf dem Weg zur To-
ilette von einer Frau angesprochen - mit 
einem einfachen „DANKE“.

Es ist kaum vorstellbar - mit einem 
Rucksack auf dem Rücken, einem Roll-
koffer in der Hand und zwei minderjäh-
rigen Kindern stand diese Frau an der 
Anmeldung der großen Sporthalle. In ei-
nem kurzen Gespräch erzählte sie mir in 

Die Situation am Grenzübergang Polen – Ukaraine
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in der Sporthalle in Chelm
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gebrochenem Deutsch, dass es alles sei, 
was sie mitnehmen konnte. Das meis-
te was sie eingepackte hatte, ist wohl 
für die Kinder. Sie ist froh, eine warme 
Schlafstätte, etwas zu Essen und Sani-
täranlagen zu haben; soweit dies in ei-
ner Turnhalle möglich ist. Sie möchte im 
Grenzgebiet bleiben, damit sie schnell 
wieder in ihre Heimat und ihr Haus, so-
fern es dann noch existiert, zurückkehren 
kann. Die Ungewissheit in den Augen, die 
Angst, die Sorgen um ihren Ehemann, 
aber auch die Dankbarkeit machen einen 
nachdenklich. Nicht einmal 5 Minuten 

habe ich mit dieser Frau gesprochen; ich 
kenne weder ihren Namen noch woher 
sie kam, aber es kommt mir vor, als sei 
sie eine gute Freundin gewesen, der ich 
geholfen habe.  – Diese Menschen haben 
echte Sorgen, wie gut geht es uns und 
über was für Kleinigkeiten regen wir uns 
auf. Man wird sich bewusst, was es heißt 
zu flüchten, was es heißt zurückzulassen, 
was ein Krieg mit den Menschen anstellt. 
Wahnsinn… kaum zu begreifen. Ich muss 
weiter, denn wir haben noch eine Abla-
destelle.

Zurück am Fahrzeug wartet Udo mit 
Anna und ihrem Ehemann Sebastian. 
Anna ist schon wieder fleißig am Tele-
fonieren. Wir sitzen auf und folgen den 
beiden über eine mit tiefen Schlaglöchern 
übersäte Straße. Schließlich erreichen wir 
unser Ziel. In einer Hinterhofgarage la-
den wir die Medikamente und Venülen ab 
und erfahren nebenbei, dass all das was 
in der Garage gelagert wird, heute Nacht 
noch nach Odessa gebracht wird und von 
dort direkt an die Front. Als die Frau die 
medizinischen Sachen sieht, die wir mit-
gebracht haben, kommen ihr die Tränen 
und sie bedankt sich überschwänglich auf 
Englisch. Nach dem Ausladen der Medi-
kamente haben wir eigentlich nur noch 
Tierfutter im vorderen Bereich des Craf-
ters. Als die Frau dieses sieht, spricht sie 
mit Anna und schließlich laden wir diese 
auch zu den Medikamenten. Die Tiernah-
rung dient als „Tauschware“ für Lebens-
mittel, medizinische Versorgung und Hilfe 
im Bereich der Front. Odessa liegt nur 130 
km von der schwer umkämpften Stadt 
Mykolajiw am Schwarzen Meer entfernt. 
Als wir wegfahren, winken sie uns dan-
kend nach.

Die Zeit, welche uns blieb, nutzen wir 
noch um unsere Eindrücke zu verarbeiten 
und uns zu hinterfragen, was wäre wenn…

Auffällig für uns war nur eins – und 
daraus haben wir gleich einen Witz ge-
macht: 

„Woran erkennt man einen Deutschen 
in Polen? – Er trägt eine FFP2-Maske!!!

Egal wohin wir kamen, schauten sie 
uns mit unseren Masken an wie Aussät-
zige. FFP2-Masken wurden fast gar keine 
getragen, medizinische Masken kaum und 
einfache Stoffmasken noch weniger. Co-
rona lässt grüßen!

Es machte uns schon betroffen und 
auf Nachfrage scheint es für die Leute an 
der polnisch-ukrainischen Grenze Wichti-
geres zu geben als Corona und die damit 
verbundenen Schutzmaßnahmen. 

Hoffentlich kommt es durch das 
Nichttragen von Masken nicht zu einer 
weiteren Tragödie, vor allem, wenn die 
Flüchtlinge in aller Herren Länder verteilt 
werden…

Die Fahrt war lang und anstrengend, 
aber es war eine Lebenserfahrung, die wir 
nicht missen wollen. Jeweils 1.200 km hin 
und wieder zurück, 2.500 km quer durch 
Europa. Es zeigt uns, wie nah der Krieg 
doch ist. In zwölf Stunden Fahrt ist man 
im Kriegsgebiet. 

Eine weite Strecke, die es heißt, für 
Frieden, Freiheit und Demokratie in Zent-
raleuropa, zu verteidigen.	 n

BZG OH
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// aus den Kreisgruppen //

Einladung zur 
Jahreshauptversammlung
Donnerstag, 7. Juli 2022, 09:30 Uhr
Gaststätte Zum Hirsch, 
Hauptstraße 1, 
63571 Gelnhausen OT Höchst

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen,
am Donnerstag, dem 7. Juli 2022 fin-

det um 09:30 Uhr in der Gaststätte Zum 
Hirsch (Halle) in Gelnhausen OT Höchst 
die diesjährige Jahreshauptversamm-
lung der Kreisgruppe Main-Kinzig statt. 
Hierzu sind alle Mitglieder herzlich ein-
geladen. Es gilt die 3G-Regel.

Tagesordnung:
1. 	Begrüßung und Totenehrung
2. 	Bericht des Vorsitzenden

3. 	Berichte des Kassierers und der  
		 Kassenprüfer
4. 	Aussprache zu vorgenannten 		
		 Punkten
5. 	Entlastung des Vorstandes
6. 	Grußworte der Ehrengäste
7. 	Ehrungen
8. 	Verschiedenes 

Anträge zur Tagesordnung können 
bis zum Versammlungsbeginn gestellt 
werden. Im Anschluss der Sitzung wer-
den wir gemeinsam essen.

Wir freuen uns auf Euch!               n

Mit kollegialen Grüßen
Markus Hüschenbett / Vorsitzender

Die Jahreshauptversammlung der 
Kreisgruppe Offenbach findet am 
24.06.2022 um 10:00 Uhr in Rödermark/
Urberach, 

Halle Urberach (Restaurant Zagreb)
Am Schellbusch 1
63322 Rödermark
statt.

Hierzu sind alle Mitglieder der KG OF 
herzlich eingeladen.

Parkmöglichkeiten in der Straße Am 
Festplatz (Freiwillige Feuerwehr) max. 
100 Meter fußläufig vom Veranstaltungs-
ort entfernt.

Verabschiedung

EPHK Bernhard Huder im Ruhestand

Am 31.03.2022 wurde EPHK Bern-
hard Huder nach mehr als 43 Jahren im 
Dienst der hessischen Polizei in den Ru-
hestand verabschiedet.

Im Rahmen einer kleinen Feierstun-
de ließ Polizeipräsident Eberhard Möller 
noch einmal den dienstlichen Werdegang 
von Bernhard Huder Revue passieren. 

Hierbei wurden auch einige Bilder aus 
den vergangenen 43 Jahren präsentiert, 
was zum Erstaunen und Erheitern der An-
wesenden beitrug.

Anschließend überreichte ihm Poli-
zeipräsident Eberhard Möller seine Ruhe-
standsurkunde.

An diesem Abend wurden noch einige 
Geschichten und Anekdoten der letzten 
Jahrzehnte ausgetauscht und viel gelacht.

Lieber Bernhard, wir danken dir für 
deinen Einsatz, insbesondere im Perso-
nalrat und wünschen dir alles Gute und 
allzeit gute Fahrt mit deinem Wohnmobil.

Dein Personalrat



Am 22.4.2022 ging KHK Andreas 
Stüß von der DEG Schlüchtern nach 41 
Dienstjahren in den wohlverdienten Ru-
hestand. 

Polizeipräsident Eberhard Möller 
überreichte ihm im ehrwürdigen Vereins-
heim des TV Neuhof, dessen langjähriger 
Vorsitzender der Neupensionär ist, seine 
Ruhestandsurkunde. In der anschließen-
den Rede ging er auf die dienstliche Vita 
ein, und gab die ein oder andere Anekdote 
zum Besten. Er schloss mit den Worten: 
„Es gibt keine Worte, die die Ekstase des 
Augenblicks beschreiben könnten.“

Aber auch Polizeipräsident Eberhard 
Möller hatte einige Schmankerl aus der 
Personalakte des Neupensionärs zu bie-
ten. Nach seiner Ausbildung in Kassel 
verschlug es ihn nach in die 16. Hundert-
schaft in Hanau, nach Frankfurt und zum 
KDD Hanau, später in die DEG Schlüch-
tern. Außerdem war er im Auslandsein-
satz in Bosnien-Herzegowina.

Kreis- und Bezirksgruppenvorsitzen-
der Markus Hüschenbett ging im An-
schluss auf die gewerkschaftliche Tätig-
keit von Stüßi ein. Seit den frühen 90ern 
war er Mitglied der GdP, zunächst in den 
ehemaligen Kreisgruppen Hanau und 
Schlüchtern, und wurde dann 2003 bei 
der Zusammenlegung der Kreisgruppen 
Schlüchtern, Gelnhausen und Hanau zum 
Schriftführer gewählt, ein Amt, das er bis 
heute innehat. Außerdem war er Schrift-

führer der Bezirksgruppe Südosthessen 
sowie Nachrücker im Personalrat.

Danach trug Weggefährte und Freund 
Frank Laudahn eine Ode an die Freund-
schaft vor. Abgerundet wurde der Redeteil 
von den Führungsduo der PSt. Schlüch-
tern Marcus Adam und Stefan Enders, die 
der Uniformsammlung des Neupensionärs 
einen Teil hinzufügen konnten.

Neben seiner Tätigkeit als Schriftge-
lehrter und Chronist der Kreis- und Be-
zirksgruppe hat er sich immer sehr für die 
Erhaltung von Traditionen eingesetzt, sei 
es bei der Ausgestaltung der traditionellen 
Jahreshauptversammlungen, beim Erhalt 
der deutschen Sprache durch Vermeidung 
von „Denglisch“ (Zitat: „Mörtschandeis, 
was soll das sein?!“) als auch durch die 
Erfindung des zensurfreien Protokolls so-
wie bei der Pflege von historischen alpi-
nen Fortbewegungsmitteln (Dachlatten).

Mit Stüßi geht ein echtes Original in 
den Ruhestand. Wir wünschen dem Jung-
Versorgungsempfänger alles Gute und 
viel Gesundheit! Bleib so, wie du bist!	 n

Markus Hüschenbett, 
Bezirksgruppe Südosthessen

Verabschiedung

Andreas StüSS - ein Original ging in den Ruhestand
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v.l.n.r.: Ivo Schmitt, Markus Hüschenbett, Eberhard Möller, 
Andreas Stüß, Frank Laudahn, Norbert Tumbrägel,  

Peter Happ

Polizeipräsident Eberhard Möller  
überreicht Andreas Stüß seine  

Ruhestandsurkunde

Andreas Stüß hatte viele eigens kuratierte Fotos und Uni-
formteile mitgebracht
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Lost Place: das alte pp Frankfurt/M.

Ein Blick zurück in eine vergangene Zeit!
Ein langes Stück Frankfurter Po-
lizeigeschichte – von 1914 bis ins 
Jahr 2002 – fand zu großen Teilen 
in einem Gebäude statt – im alten 
Polizeipräsidium an der Friedrich-
Ebert-Allee. Nun wird der Gebäude-
komplex grundlegend umgestaltet.

Als (vermutlich) einer der letzten Be-
sucher durfte ich vor einiger Zeit an 
einer Führung durch Teile des alten 
Präsidiums teilnehmen – Stand jetzt. 
Denn ob es nun wirklich zum Baube-
ginn kommt – schon oft wurde dieser 
angekündigt, dann aber doch wieder 
verschoben!?

1981 betrat ich zum ersten Mal das 
schon damals alt-ehrwürdige Gebäu-
de. Durch einen Zufall gelangte ich 
durch den Zugang von der Friedrich-
Ebert-Allee in den damals wie heute 
beeindruckenden Eingangsbereich. 
Doppelte Geschosshöhe, Marmorsäu-
len und Marmortreppen, schmiedeei-
serne Geländer und reichlich ver-
zierte Fenster – damals wirklich eine 
Augenweide! Und damals für einen 

jungen Polizei-
meister schon ein 
wenig furchtein-
flößend.
Und heute: alles 
nun ein wenig 
mehr in die Jahre 
gekommen und 
hier und da von 
einigen unverbes-
serlichen Zeitge-
nossen mit Farbe 
beschmiert, ohne 
Beleuchtung und 
nur im Licht eini-
ger Taschenlam-
pen, wirkt der Be-
reich doch etwas 
bedrohlich. Aber man kann sich mit 
etwas Fantasie schon jetzt vorstellen, 
dass hier ein mehr als sehenswerter 
Eingangsbereich zu einem modernen, 
gemischten Büro- und Wohnhoch-
haus mit Geschäften in den unteren 
Etagen entstehen kann. So sehen die 
Pläne der aus mehreren Entwürfen im 
Rahmen eines Architektenwettbewer-
bes ausgewählten Planungen vor.
212,5 Millionen Euro soll die Düssel-
dorfer Gerch-Group im Jahre 2018 
für das etwa 15.000 Quadratmeter 
große Areal bezahlt haben – so ist es 
zumindest in „Wikipedia“ zu lesen.
Im März, kurz nach meinem Besuch, 
stand eine Bestandsaufnahme durch 
die Denkmalbehörden unmittelbar 
bevor. Hier sollte festgelegt werden, 
was in welchem Umfang von den 
zuständigen Behörden als erhaltens-

wert angesehen wird und bei den 
Modernisierungsarbeiten unbedingt 
erhalten bleiben muss. Dazu gehören 
mit Sicherheit die Fassade in Rich-

tung Friedrich-Ebert-Anlage und die 
Eingangshalle. So viel stand bereits 
im März fest. Alles andere, insbeson-
dere der „Neubau“, wird wohl nur auf 
Fotos und in der Erinnerung zahlrei-
cher Kolleg*innen erhalten bleiben.
Ein kurzer Blick in die Geschichte: 

Eine schmiedeeiserne Prägung über der Eingangstür weist auf 
das Polizeipräsidium hin.

Kunst am Bau?!

Blick auf den „Neubau“

Der Sitzungssaal behielt sein ehrwürdiges Portal, wurde aber zum Dance-Floor einer Diskothek
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1914 wurde das neue Polizeipräsidi-
um bezogen, das alte Präsidium im 
„Klapperfeld“ war zu eng geworden. 

Klapperfeld? Ja, genau, dass noch 
Jahrzehnte später als Polizeigewahr-
sam genutzte Gebäude war im 18. 
Jahrhundert das damalige Polizeiprä-
sidium. 
Und, wer hätte es gewusst: das 
Präsidium im Klapperfeld war auf ein 
ebenfalls noch heute erhaltenes und 
weit über die Grenzen Frankfurts hi-
naus bekannten Gebäude gefolgt: die 
Hauptwache war ehemals ebenfalls 

eine Zentrale der Frankfurter Polizei.
1944 wurde das Gebäude bei Luft-
angriffen nahezu zur Hälfte zerstört, 

aber an gleicher Stelle wiederauf-
gebaut und bis zum Umzug in die 
Adickesallee im Jahre 2002 genutzt.
14 Polizeipräsidenten haben Chronis-
ten im Laufe der Jahre gezählt. Ein 
Blick in das Büro, in dem alle residiert 
haben sollen, war bei der Begehung 
möglich und ist im Bildteil zu sehen.
Aber auch trivialere Orte wie die 
Kantine konnten in Augenschein 
genommen werden. Und gerade in 

dieser Kantine ist die Zeit scheinbar 
stehengeblieben – Teilnehmer mit 
einer guten Nase wollen sogar noch 

den Geruch einer Fritteuse wahrge-
nommen haben.
Die Einsatzzentrale – bereits im „al-
ten“ PP in den 80er Jahren aus dem 
Erdgeschoss in neue Räumlichkeiten 
in ein Obergeschoss und damals als 
das Non-Plus-Ultra aller technischen 
Möglichkeiten bezeichnet, war eben-
falls Ziel unseres Besuches.
In den Jahren nach 2002 beher-
bergten diese Räume den „Boxclub 

Die ehemalige Einsatzzentrale diente nach 2002 einem „Boxclub“ als Domizil...

Die Eingangshalle mit Marmor- und Sandsteinsäulen sowie geschmiedeten Geländern.

Lost Place: das alte pp Frankfurt/M.

Das Büro der Polizeipräsidenten im 1. Stock ... ... und der Unterrichtsraum im Erdgeschoss



Verabschiedung

Führungswechsel bei der Polizeistation Hünfeld –  
Thilo Wehner folgt auf Karin JanSSen
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81“. Dem Vernehmen nach war die 
beigefügte Zahl nicht einem Grün-
dungsjahr, sondern dem 8. Und 
dem 1. Buchstaben des Alphabets 
geschuldet – ein Hinweis auf einen 
Motorradclub, der hier dem Boxsport 
nachging.
Weitere Stationen der Führung waren 
der Sitzungssaal, der nach dem 
Auszug der Polizei als „Dancefloor“ 
einer Diskothek diente, und der alte 
Unterrichtsraum. Die Bestuhlung des 
Unterrichtsraums war wenige Tage 
zuvor ausgebaut worden. Ein Teilneh-
mer einer der Führungen hatte die 
Stühle und Tische als Einrichtung für 
den Konferenzraume seines Unter-
nehmens erworben!
Ein Betreten des sogenannten 
„Neubaus“, der zur aktiven Zeit des 
Polizeipräsidiums Stellen wie das 
Überfallkommando und den Krimi-

naldauerdienst 
beherbergte, war 
leider nicht mög-
lich. Die Gebäu-
deteile sind auf 
Grund des enormen 
Schimmelbefalls 
dauerhaft gesperrt 
und dürfen nur mit 
Atemschutz betre-
ten werden.
Bilder unseres – 
ausgezeichneten 
– Führers durch die 
Frankfurter Poli-
zeigeschichte, dem vielen von seiner 
Tätigkeit beim Hessischen Rundfunk 
bekannten Andreas Gerlach, belegen, 
dass sich die Natur diesen Teil des 
alten Polizeipräsidiums wieder 
zurückerobert. Nach Pionierpflanzen 
wie Moosen und Farnen wachsen nun 

die ersten Birken – IN den Büros!
Die Führung ist insgesamt sehr zu 
empfehlen und kann im Internet 
unter dem Schlagwort „Lost Palaces 
Frankfurt“ gebucht werden – wie 
lange noch, das steht allerdings in 
den Sternen...

© HZ

Unverwechselbar: Der Blick in den Innenhof

Nach über 40 Jahren bei der Hes-
sischen Polizei geht Karin Janßen mit 
Ablauf des Monats Mai in den wohlver-
dienten Ruhestand. 

Karin Janßen gehörte mit zu den ers-
ten Frauen bei der Hessischen Polizei und 
begann ihre polizeiliche Laufbahn 1981 

im mittleren Dienst. Nach der Ausbildung 
führte der Weg in das Rhein-Main-Ge-
biet. Auch nach dem dem Studium und 
der bestandenen 2. Fachprüfung versah 
Karin Janßen Dienst im Frankfurter Raum.

1992 kam die Versetzung zum RP 
Kassel. Sie bekam zunächst eine Stelle 
als stellvertretende Dienstgruppenleiterin 

beim 6. Revier in Kassel. Dort versah sie 
bis 1992 ihren Dienst, bevor Karin Janßen 
in ihre Heimat Osthessen versetzt wurde. 
Sie wechselte schließlich 1997 zur Poli-
zeidirektion Fulda nach Osthessen.

Zunächst war sie Dienstgruppenleite-
rin bei der Polizeistation Fulda, wechselte 
dann in die Führungsgruppe der Polizei-
direktion Fulda, bevor sie als Leiterin der 
DEG zu Polizeistation Hünfeld kam.

Im Jahr 2017 wurde Karin Janßen 
schließlich Dienststellenleiterin bei der 
Polizeistation Hünfeld. Nach nunmehr 
fast genau 5 Jahren, darf Karin in den 
wohlverdienten Ruhestand gehen. Als 
Nachfolger wird nun Thilo Wehner die 
Geschicke der Polizeistation Hünfeld lei-
ten. 

Wir wünschen beiden alles Gute für 
die Zukunft. 

Der angehenden „Ruheständlerin“ 
wünschen wir vor allem viel Gesundheit 
für die kommenden Jahre, ein glückliches 
und zufriedenes Leben und viel Freude im 
Kreise ihrer Familie. – Glück auf, Karin - n

BZG OH
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gdp-Gespräche mit den Regierungsfraktionen
Am 05. Mai trafen sich Jens Mohrherr 
und Daniel Klimpke mit Vertretern des 
DGB, Verdi und der GEW zu Gesprä-
chen mit den Regierungsfraktionen. 
Themen waren die Novellierung des 
HPVG und die amtsangemessene Be-
soldung. Beide habe weiterreichende 
Auswirkungen auf den Polizeibereich 
und seine Beschäftigten.

Den Auftakt machte die CDU-Fraktion 
unter Leitung der Fraktionsvorsitzenden 
Ines Claus. Ihr zur Seite standen die Ab-
geordneten Christian Heinz und Thomas 
Hering. Die anwesenden Gewerkschafts-
vertreter waren Michael Rudolph, Julia 
Langhammer (beide DGB), Thomas Wien-
hold (Verdi), Thilo Hartmann (GEW) und 
die GdP-Hessen-Vertreter Jens Mohrherr 
und Daniel Klimpke. 

Nach einem kurzen Warm-up mit 
Vorstellungsrunde ging es sogleich ans 
Wesentliche. Durch Ines Claus wurde den 
Anwesenden mitgeteilt, dass zeitgleich 
zu hiesiger Runde im Innenministerium 
Gespräche auf Arbeitsebene zur Novellie-
rung des hessischen Personalvertretungs-
gesetzes stattfinden. Dort sitzen Vertreter 
von CDU und Grünen zusammen, um die 
möglichen Änderungen im Bereich der 
Personalvertretungen zu beraten. 

Durch die Gewerkschaftsvertreter 
wurden nochmals die Knackpunkte dar-
gelegt und es wurde abermals gefordert, 
diese mit einfließen zu lassen. 

Außerdem wurde den Vertretern der 
CDU ins Stammbuch geschrieben, dass 
eine Gesetzesvorlage nicht ohne Betei-
ligungsverfahren stattfinden darf. Auch 
Nacht- und Nebelaktionen sollten keine 
stattfinden.

Amtsangemessene Alimentation
Gewichtigeres Thema war die 

amtsangemessene Alimentation. Hier 
kam es zu wenig konkreten Aussagen der 
CDU. Durch Michael Rudolph wurde der 
Vorschlag unterbreitet, doch wenigstens 
schon mal die Nullrunde und die 1 % 
Runde nachzuholen. 

Daniel Klimpke ergänzte: „Wenn das 
Wasser in den Keller läuft, muss man 
nicht warten, bis man weiß, wie hoch das 
Wasser steigt, bevor man anfängt, es raus 
zu pumpen!“ 

Frau Claus nahm zur Kenntnis, dass 
die hessischen Landesbeamten auf eine 

zeitnahe Reaktion der Regierung warten 
zum Urteil des Verwaltungsgerichtshofs 
in Kassel. Dass eine erste „Reparatur“ 
nicht perfekt sein kann, dafür kann man 
Verständnis aufbringen, wenn der Wille 
zum Handeln ordentlich dargestellt wird. 

Die Regierung hatte lange genug Zeit 
ihre Rechenmodelle auf Spur zu bringen. 
Die Zeit des zinslosen Darlehens der Be-
schäftigten an die Landesregierung muss 
nun endlich vorbei sein!

Andere Antworten der Grünen
Das zweite Gespräch des Tages bei der 

Fraktion der Grünen fand unter Beteili-
gung des parlamentarischen Geschäfts-
führers Jürgen Frömmrich und der innen-
politischen Sprecherin Eva Goldbach statt.  
Die Themen waren gleich, die Antworten 
aber anders. Frau Goldbach relativierte 
zunächst das Gespräch im Innenministe-
rium als wiederkehrendes Jour-Fixe. Auch 
hier trugen die beteiligten Gewerkschaf-
ter wieder ihre Anliegen vor. 

Zum Thema Novellierung des HPVG 
schilderte Jürgen Frömmrich, dass es 
nach Möglichkeit einen Regierungsent-
wurf zum HPVG geben sollte, um die Be-
teiligungsrechte zu wahren. Manchmal 
machen einem die gesetzlichen Fristen 
jedoch einen Strich durch die Rechnung. 

Eine weitere Gesprächsrunde vor der 
Sommerpause wurde zugesagt. 

Auch zum Thema amtsangemessene 
Besoldung wurde die Fraktion der Grünen 
befragt. Wie bei der CDU wurde auch hier 
auf die komplizierten Rechenverfahren 
und das ausstehende Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts verwiesen, weshalb 
eine schnelle Lösung schwierig sei. 

Man versprach jedoch, gerade bei der 
Abfederung der sozialen Härten ein be-
sonderes Augenmerk drauf zu legen. 

Von Seiten der GdP wurde auch bei 
der Grünen-Fraktion deutlich daraufhin 
hingewiesen, dass wir ihre Taten an den 
Ergebnissen messen werden. 

Wir werden es nicht kommentarlos 
hinnehmen, wenn vor der kommenden 
Landtagswahl im nächsten Jahr ein paar 
Krümel einer möglichen Besoldungsrepa-
ratur hingeworfen werden, anstatt end-
lich den bereits bezahlten Kuchen auf den 
Tisch zu stellen. 

In beiden Gesprächsrunden haben wir 
deutlich gemacht, dass die durch den Mi-
nisterpräsidenten versprochenen Gesprä-
che endlich stattfinden müssen! 

Warme Worte und falsche Verspre-
chen zahlen keine Miete und kein Brot!

n

Daniel Klimpke

Bilder: Klimpke
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Deutliches Zeichen der Polizei BUNDESWEIT

Kundgebung und Aufzug am 4. April 2022 in der Mainzer Innenstadt
Der Tag begann sehr windig und Un-
wetter waren nicht ausgeschlossen. 
Die Beflaggung der vielen Regierungs-
gebäude rund um den Ernst-Ludwig-
Platz zeichneten ein ähnliches Bild 
der Unruhe im Regierungsviertel der 
rheinland-pfälzischen Landeshaupt-
stadt. Über 1.000 Polizeibeschäftigte 
waren auf der Straße, ein ungewöhn-
liches, aber beeindruckendes Bild. 

Die Polizei bundesweit war in gewis-
ser Sicht in Unruhe geraten. Nicht erst 
an diesem Tag, sondern schon über vie-
le Jahre hinweg. Es ist kein Phänomen, 
wenn wir feststellen (müssen), dass Ge-
walt gegenüber Polizistinnen und Polizis-
ten, Hilfs- und Rettungskräften und auch 
gegenüber, nennen wir sie mal „normalen 
Beschäftigten“ des öffentlichen Dienstes, 
stetig zunimmt.

Am 04. April 2022 stand die rhein-
land-pfälzische Landeshauptstadt ganz 
im Zeichen der Gewalt gegen Polizei-
beschäftigte, Rettungs- und Einsatzkräf-
te. Von der Straße sollte ein bundeswei-
tes Signal in die Bevölkerung gehen, dass 
endlich der Respekt gegenüber den „Men-
schen in Uniform“ wieder Einzug hält und 
die Gewalt gegen diese Kolleginnen und 
Kollegen harte Konsequenzen nach sich 
ziehen muss.
„In den Farben getrennt, in der Sache 
vereint“

Unter diesem Titel haben sich die drei 
Polizeigewerkschaften GdP, DPolG und 
bdk gemeinsam dazu entschieden, eine 
zentrale Kundgebung mit einem Aufzug 
zu organisieren. 

In den Hintergrund rückten an diesem 
Tag jegliche gewerkschaftliche optische 
Erkennbarkeiten und politische State-
ments. 

Im Vordergrund standen die gemein-
same Grundhaltung zum Thema Gewalt 
gegen Beschäftigte und das Gedenken an 
die beiden ermordeten Kollegen.

Der Aufzug stand unter dem Motto 
„Zum Gedenken an die im Dienst ermor-
dete Yasmin und den im Dienst ermorde-
ten Alexander“. 

Die sich anschließende Kundgebung 
trug den Titel „Zur Stärkung von Demo-
kratie und Rechtsstaat“.

Es war beeindruckend, die von weit 
her angereisten Polizeibeschäftigten ver-
eint in der Sache zu sehen. Aus Hessen 
nahmen mehr als 200 Kolleginnen und 
Kollegen teil, die ihre Betroffenheit und 
gleichzeitig Enttäuschung zum Ausdruck 
brachten. 

Ein Aufzug durch die Innenstadt zum 
Theaterplatz mit einer Kundgebung be-
eindruckte nicht nur uns selbst, sondern 
auch Bürgerinnen und Bürger. Viele Ge-
spräche, die am Rande stattfanden, haben 
uns einen Rückenwind gegeben, den wir 
von unserer politischen Führung vermis-
sen.

Aber auch Gespräche mit vielen be-
troffenen Beschäftigten, die selbst Erfah-
rung mit belastenden Einsätzen machen 
mussten, haben Eindruck hinterlassen. 

Dahingehend, dass wir nicht locker las-
sen werden, auf diese Missstände aggres-
siv aufmerksam zu machen. Wir werden 
nicht nachlassen, dass solche feigen Morde 
und andere Straftaten gegen uns endlich 
die richtigen Konsequenzen haben.
Es ist kein Phänomen, es ist die brutale 
Realität!

Bei einem Phänomen handelt es sich 
im Allgemeinen um eine Erscheinung. 

Diese Erscheinung kann selten sein, sehr 
schnell wieder verschwinden, ist aber aus 
der Sicht des Betrachters immer bemer-
kenswert oder auffällig. Gewalt gegen 
Polizeibeschäftigte also ein Phänomen? 

Bei Weitem nicht.
Wie brutal uns die Diskussionen zur 

Gewalt gegenüber unseren Beschäftigten 
der vergangenen Jahre eingeholt haben, 
zeigt der Morgen des 31. Januar 2022 in 
Rheinland-Pfalz, nahe Kusel. 

Yasmin und Alexander, zwei von 
uns, wurden auf nicht vorstellbare Art 
und Weise ermordet. Sie waren in ihrem 
Nachtdienst mit dem Auftrag und der 
Überzeugung unterwegs, für den sie die-
sen Beruf ergriffen haben. Für Sicherheit 
zu sorgen und den Rechtsstaat zu vertei-
digen.

Auf brutalste Art und Weise wurden 
sie nicht nur diesem Ansinnen beraubt. 
Sie wurden aus dem Leben gerissen. Dem 
Leben ihrer Familien und Angehörigen, 
aber auch aus unserem Leben. Dem der 
Polizeifamilie, bundesweit.

Wir alle haben in dieser Nacht den 
polizeilichen Super-GAU erleben müssen. 
Dass wir in unserem Beruf fortwährend 
ein gewisses Risiko in den Klamotten tra-
gen, ist allen bewusst. Recht und Gesetz 
sind im Rechtsstaat jedoch auch dafür 
verantwortlich, alles risikominimieren-
de für die zu schaffen, die eben diesen 
Rechtsstaat Tag und Nacht schützen und 
verteidigen.

Bei allen Vorsichtsmaßnahmen, der 
intensiven Aus- und Fortbildung, der um-
fangreichen Schutzausstattung und den 
schwierigen Lagebeurteilungen vor jedem 
Einsatz, die Angst bleibt. Sie steckt in den 
Köpfen fest, bewusst oder unbewusst.

Mit was müssen wir aber als Polizei-
beschäftigte, Hilfs- und Rettungskräfte 
rechnen? Müssen wir uns denn eigentlich 
anspucken lassen, uns beleidigen lassen, 
bei banalen Einsätzen übel beschimpfen 
lassen? 

Bilder: Wittig
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Menschen dürfen uns scheinbar als 
Rechtsextremisten verunglimpfen, bei 
Demonstrationen und „Spaziergängen“ 
inzwischen zur Normalität geworden.

Was denken und tun eigentlich die 
polizeilich und politisch Verantwortli-
chen, was denkt der Gesetzgeber, wenn 
er solche Vorkommnisse täglich über die 
Medien und Lagedienste erfahren (muss)? 

Es scheint so, als wäre es für sie ange-
nehmer, wenn sie das alles nicht wüssten. 
Dann bräuchte man sich auch nicht abzu-
ducken. Eine Schande!
Das Kopfkino läuft in Dauerschleife

Die Gefühlswelt eines Polizisten, der 
bei einer Unfallaufnahme als Nazi-Poli-
zist beschimpft wird, die Polizistin, die bei 
einer Personenüberprüfung übelste sexu-
elle und diskriminierende Beleidigungen 
hinnehmen muss. 

Was geht in einem Kollegen vor, der 
im Nachtdienst einen Kriminellen auf-
grund eines Haftbefehls festnimmt, der 
dazu mehrere dutzend polizeiliche Vor-
eintragungen hat. Eigentlich beendet er 
doch seinen Nachtdienst mit einem Er-
folg, einem Gefühl, dass der Rechtsstaat 
funktioniert und der Festgenommene nun 
die Instrumente eben dieses Rechtsstaats 
spüren wird. 

Dieser Kollege wird im nächsten 
Dienst jäh von seinem Rechtsstaat ent-
täuscht sein, wenn der hinter Schloss und 
Riegel vermutete ihm wieder grinsend auf 
der Straße begegnet.

Einsatzkräfte der Polizei, Feuerwehr, 
Rettungsdienste, die sich für diesen 
Rechtsstaat einsetzen, dürfen auch er-
warten, dass der Rechtsstaat alles unter-
nimmt, um dieser politischen und gesell-
schaftlichen Fehlentwicklung Einhalt zu 
gebieten.
Die gefühlte Betroffenheit

Doch was passiert eigentlich seit Jah-
ren? Die Zahlen steigen weiter besorgnis-
erregend an, alle politisch Verantwortli-
chen zeigen sich besorgt und vermitteln 
das Gefühl, man kümmere sich darum. 

Aber das nächste Mal, dass man von 
ihnen wieder was hört, ist bei der Veröf-
fentlichung der polizeilichen Kriminalstatis-
tik (um sich selbst zu loben), oder aber bei 

leider den Morden, wie sie jetzt geschehen 
sind. Dann ist es aber leider zu spät.
Wirkungen des Rechtsstaats 

Bei Ermittlungen gegen die Beschäf-
tigten scheint der Rechtsstaat dann aber 
anders zu wirken. Klarer, strikter.

Sagen wir es einmal sehr deutlich. Of-
fensichtlich wird bei Maßnahmen gegen 
unsere Kolleginnen und Kollegen mit an-
derem Maß gemessen.

Taucht gegen einen Polizisten oder 
eine Polizistin eine Beschwerde auf, wird 
im Rahmen einer rechtmäßigen Maß-
nahme eine Strafanzeige gegen die Han-
delnden gestellt, oder wird im schlimms-
ten Fall von der Schusswaffe Gebrauch 
gemacht, schießt unser Rechtsstaat aus 
allen Rohren. Es scheint einfach zu sein. 

Gibt es doch Regeln, Belehrungen, Ge-
setze und letztendlich das Berufsbild des 
Polizisten oder der Polizistin. Von ihnen 
wird scheinbar unverhältnismäßig mehr 
erwartet. Was läuft hier falsch?

Es öffnen sich sehr schnell mehrere 
Akten, bei der Polizei selbst, der Justiz 
und auch in den Präsidien bei den Diszip-
linarermittlern. Es folgt ein monate- teils 
jahrelanger Spießrutenlauf für den Kolle-
gen oder die Kollegin. 

Und wieder öffnet sich die Gefühlsab-
teilung im Kopf. Der Rechtsstaat sagt, das 
musst du aushalten, es ist schließlich dein 
Beruf und du musst mit solchen Verfah-
ren halt rechnen. Berufsrisiko - aha?!
Ein Makel wirkt über lange Zeit

Bis Verfahren durch die Staatsanwalt-
schaft, ein Gericht und danach bei den 
Disziplinarermittlern eingestellt bzw. er-
ledigt werden, weht ein Makel über den 
Betroffenen. „Ich habe doch alles richtig 
gemacht“, das hören wir unentwegt. 

Die Betroffenen sehen sich in dieser 
Zeit einer Strafe ausgesetzt. Umsetzun-
gen, Versetzungen, Entwicklungsmaß-
nahmen und auch Beförderungen und 
Beurteilungen werden in Frage gestellt. 
Rückendeckung?

Dazu springen plötzlich alle aus der 
Hose, die meinen, etwas dazu sagen zu 
müssen. Medien, Politik und allen voran 
die verantwortlichen Minister. Von Rü-
ckendeckung aber keine Spur. 

Blicken wir auf die unsäglichen Hass-
posts nach den Morden an Yasmin und 
Alexander, verschlägt es einem glatt die 
Sprache. 
Wo sind sie denn nun, die „Aus-der-
Hose-Springer“? 

Dass ein Täter, ja, ein Krimineller aus 
Idar-Oberstein, zu Straftaten und Morden 
an Polizistinnen und Polizisten aufruft, 
wegen eines fehlenden Haftgrundes wie-
der auf freien Fuß darf, zeigt die systemi-
schen Schwächen unseres Rechtsstaats. 
Eine Schande.

„Polizistinnen und Polizisten sind 
Menschen und verdienen eine Würde, 
die es zu respektieren gilt und die ebenso 
schützenswert ist, wie bei jedem anderen 
Menschen auch. 

Beleidigungen, Verleumdungen und 
andere strafbare Handlungen sind keine 
Bagatellen. 

Auch das Netz ist kein rechtsfreier 
Raum, in dem es keine Grenzen gibt und 
in dem jeder machen kann, was er will. 

Wer Strafbares tut, darf nicht straflos 
bleiben; auch nicht im Netz“, so die GdP-
Chefin Sabrina Kunz in ihrem Statement 
zur Demonstration in Mainz.
Beeindruckender Aufschrei

Vielen Dank an alle Kolleginnen und 
Kollegen, Tarifbeschäftigte und Beam-
tinnen und Beamte, die aus dem ganzen 
Bundesgebiet nach Mainz gekommen 
sind. Sie alle haben dazu beigetragen, 
dass unserer Enttäuschung Stimme und 
Bild gegeben wurde.

Und zum Schluss noch einmal zurück 
zu den „Aus-der-Hose-Springern“. 

Wo waren sie eigentlich in Mainz? 
Man hätte durchaus erwarten dürfen, dass 
sie sich bei einer solchen Veranstaltung 
zeigen und ihre Solidarität bekunden. Es 
ist traurig und beschämend zugleich, dass 
sich nahezu niemand hat blicken lassen. 

Stellt sich wiederum die Frage, wie 
ernst es genau diese Verantwortlichen 
mit der Wertschätzung gegenüber unse-
ren Kolleginnen und Kollegen bei Polizei, 
Feuerwehr, Rettungsdiensten und ande-
ren Beschäftigten nehmen. 

Schämt euch allesamt!                        
Peter Wittig

// Gesellschaft und Politik //
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// Kommentar //

Fehler werden nur auf einer Seite gemacht
2 Jahre nach dem Rücktritt LPP Münch - Eine „neue Philosophie“ herrscht

Was ist eigentlich aus unserem ehe-
maligen Landespolizeipräsidenten 
Udo Münch geworden? Immer häufi-
ger denke ich an ihn persönlich, aber 
auch an ihn als Chef der obersten 
Polizeibehörde im hessischen Innen-
ministerium zurück. Eine neue Fehler- 
und Führungskultur in der hessischen 
Polizei wurde ausgerufen. Mit viel 
Tam-Tam verkündete Minister Beuth 
den Aufbruch zu einer offeneren und 
transparenteren, aber auch mutigeren 
Polizei der Zukunft. Was passiert da?

„Innerhalb der hessischen Polizei 
wurden bereits vor Jahren umfangreiche 
Maßnahmen angestoßen, um Fehlverhal-
ten frühzeitig erkennen und ahnden zu 
können. Wir entwickeln jetzt eine grund-
legend neue Fehlerkultur, eine Kultur des 
Hinsehens“, so Beuth und LPP Ullmann in 
einer Pressemitteilung vom 02.07.2021.

Eine Kultur des Hinsehens. Das impli-
ziert, dass in der hessischen Polizei eine 
Kultur des Wegschauens herrscht, un-
glaublich. Mit Worten von Herbert Grö-
nemeyer darf durchaus gefragt werden:

„Was soll das“?
Fehler sollen aufgedeckt und einge-

standen werden. Beschäftigte wurden 
ermutigt, „genau hinzuschauen“ und ver-
meintliches Fehlverhalten zu „melden“. 
Anwärter werden offensiv unter Druck 
gesetzt, ihnen wird ein negatives Bild 
dessen vermittelt, was sie „draußen“ er-
wartet, ebenso unglaublich. 

Dem Denunziantentum ist Tür und Tor 
geöffnet. Ist das Teil der betitelten neuen 
Philosophie, die offensichtlich Einzug ge-
halten hat?

Mit der neuen Person an der Spitze 
der Polizei (Roland Ullmann) werde er die 
nun bekannt gewordenen Defizite ange-
hen, so zitierte die SZ unseren Innenmi-
nister Beuth am 14. Juli 2020 nach dem 
Rücktritt von Udo Münch. 

Es würden alle Polizeibehörden im 
Land geprüft. Die Datenweitergabe be-
dürfe der weiteren Aufklärung. Bei der 
Datenabfrage wolle das Land nun den 
Reset-Knopf drücken, so Beuth. Es wür-
den allen Polizisten neue Kennungen zu-
geordnet. Wessen Kennung künftig für 
derlei Datenabfragen genutzt werde, der 
müsse mit Konsequenzen rechnen.

Alles kam, aber noch viel schlimmer.

Münch ging also am 14. Juni 2020, 
Beuth blieb, bis heute. Hart an seinem 
Amt klebend.

Was trieb Münch eigentlich zu diesem 
Schritt? Ja, er trug ein politisches Amt. 
Und ja, er ist ein „Ehrenmann“, dass kann 
ich nur ausdrücklich bestätigen. Andere, 
wie auch Beuth, sagen das auch. Was ist 
das aber wert, wenn man diesen „Ehren-
mann“ dann fallen lässt wie eine heiße 
Kartoffel. 

Was sagte und meinte Beuth doch wie 
bereits zitiert, wenn er von einer neuen 
Fehler- und Führungskultur spricht?

Gilt dies auch für ihn selbst, oder wer-
den die Fehler nur auf einer Seite gemacht? 
Offensichtlich, denn einen „Häuptling“ 
oder „Indianer“ fallen zu lassen ist immer 
noch einfacher als die politische Verant-
wortung selbst zu übernehmen. 

Bis heute habe ich nicht einmal an-
satzweise gehört, dass Beuth einen Fehler 
zumindest einräumt. Einbahnstraße also?!

Münch hat, das weiß ich aus langjäh-
riger Erfahrung, nicht nur als Personalrat 
und Gewerkschafter, eines nie vergessen, 
Mensch zu sein und Mensch zu bleiben. Es 
gab viele Begegnungen, bei denen er sehr 
offen eigene Fehler eingestanden hat. Das 
erzeugt Respekt und Anerkennung.

Vertrauensvolle Zusammenarbeit mit 
den Personalräten und auch die enge Ein-
bindung der Gewerkschaften, er hatte ein 
Händchen und das Fingerspitzengefühl 
dafür. Er pflegte ein enges Netzwerk zum 
Hauptpersonalrat und holte sich immer 
„ein Näschen ab“, bevor er Dinge in die 
Welt setzte oder Entscheidungen traf, na-
hezu alle Themen betreffend.

Mit Münch würden wir heute kei-
ne Diskussion führen (müssen), weshalb 
Projekte wie Schub11 ohne jegliche Mit-

bestimmung von Personalräten einfach 
stattfinden. Auch hätten wir nicht weit 
über eine Woche darüber diskutieren 
müssen, ob Polizeibeschäftigte im Trau-
ergedenken an die beiden ermordeten 
Kollegen in Kusel ihre Anteilnahme in Be-
rufskleidung bei der Gedenkveranstaltung 
in Mainz zum Ausdruck bringen dürfen. 
Peinlich. 

Während bundesweit Kolleginnen 
und Kollegen in Mainz in ihrer Uniform 
der schrecklichen Morde gedenken und 
ein Zeichen der Bestürzung über immer 
weiter steigende Gewalt gegen Polizei- 
und Rettungsdienste in der Öffentlichkeit 
setzten, mussten wir bei unserer poli-
tischen Polizeiführung geradezu darum 
betteln. Unvorstellbar, aber offensichtlich 
ein weiteres Zeichen der neuen Philoso-
phie. 

Ganz nebenbei: Münch wäre selbst 
dabei gewesen, davon bin ich überzeugt, 
in Uniform.

Wo waren die Vertreter der „Neuen Phi-
losophie“? Nicht anwesend, abgetaucht, 
kein Interesse. Wo war Minister Beuth, LPP 
Ullmann? Ein für mich prägender negativer 
Höhepunkt, der hängen bleibt.

Welche Rolle spielen also die poli-
tisch Verantwortlichen? Allen voran In-
nenminister Beuth? Sie rufen eine neue 
Führungs- und Fehlerkultur aus, sie näh-
ren jeden Tag weiter den Hauch des Ge-
neralverdachts in die Polizei, sie nehmen 
keinen Einfluss auf die bereits jahrelang 
laufenden Disziplinarverfahren in Sachen 
„Drohmails“ und „rechtsextreme Vorwür-
fe“. Steht nicht derzeit der mutmaßliche 
Täter in Frankfurt vor Gericht und muss 
sich dafür verantworten? 

Warum hört man selbst von einigen 
Oppositionsfraktionen, die doch so gerne 

Führungskultur

Scheitern

Lernen

Wiederholen
Grafik:Wittig
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die Polizei in die rechte Ecke stellen, nichts 
mehr? Von Entschuldigungen keine Spur.

Auch von der Landesregierung und an 
der Spitze von unserem Ministerpräsiden-
ten Bouffier dürften man doch erwarten, 
dass zu der jahrelangen Vorwurfslage der 
„rechtsextremen Netzwerke“ in der hessi-
schen Polizei ein Signal an die Beschäf-
tigten gesendet wird.

Das Signal, dass endlich ein mutmaß-
lich Verantwortlicher für diese unsägli-
chen Vorkommnisse vor Gericht steht und 
sich dafür verantworten muss. Die von 
Minister Beuth ausgerufene neue Füh-
rungs- und Fehlerkultur drängt sich doch 
gerade auf, etwas dazu zu sagen. Ja, auch 
einmal eigene Fehler einzugestehen, ganz 
im Sinne in der „Neuen Philosophie“.

Nichts, Fehlanzeige. Offensichtlich 
herrscht bei ihm die feste Überzeugung 
vor, keinerlei Fehler gemacht zu haben. 
Auch nicht bei allen Vorverurteilungen, 
die seine schnellen Entscheidungen bei 
den Beschäftigten bewirkt haben.

Selbst nachdem mit der Festnahme des 
nun vor Gericht stehenden feststand, dass 
sehr offensichtlich eine große Last von der 
hessischen Polizei abfiel, geschah nichts. 

Was wäre denn so schlimm gewesen, 
wenn Beuth öffentlich eigene Fehler ein-
geräumt hätte? Er muss nicht um sein 
Amt fürchten, denn heute geht man mit 
Menschen, die die Gabe besitzen, Fehler 
auch einmal einzugestehen, anders um. 
Sie werden nicht Opfer dessen, was Beuth 
selbst mit Münch gemacht hat.

Auch hier aber erneut Fehlanzeige. 
Er macht halt keine Fehler, der Minister. 

Und so war auch letztendlich der „eigene 
Rücktritt“ von Udo Münch ein Bauernop-
fer. Er hat „seinem Minister“ die Last ge-
nommen, selbst Verantwortung zu über-
nehmen.

Was ist zusammenfassend in den 
letzten beiden Jahren geschehen? Was ist 
vom Generalverdacht gegen unsere Be-
schäftigten noch übrig? Was haben uns 
die Untersuchungsausschüsse und die 
vielen Sitzungen des Innenausschusses, 
die entschiedenen und noch laufenden 
Gerichtsverfahren und alle Disziplinarver-
fahren gelehrt?

Eines sicherlich, die ausgerufene Füh-
rungs- und Fehlerkultur ist eine Einbahn-
straße. Wenn sich die politische Polizei-
führung nicht in der Lage sieht, zumindest 
ein Teil dieser Vision zu sein und sich ihr  
stellt, verpufft dies bereits im Ansatz.

Da helfen auch keine aufgezwunge-
nen Newsletter des Ministers, das stän-
dige Lob über gute Arbeit der Polizei, nur 
wenn es einem selbst passt, wie bei den 
Veröffentlichungen der Kriminalstatistik.

Auch ein neues Leitbild, seltsamer-
weise wird das alte plötzlich als schlecht 
empfunden, wird den Beschäftigten keine 
Orientierungshilfe sein.

Es sind die Indianer, die unsere Polizei 
am Laufen halten, die dafür sorgen, dass 
wir in schwierigsten Zeiten die „Straße 
nicht verlieren“. 

Sie dürfen daher von den Häuptlingen, 
allen voran den politischen Häuptlingen 
erwarten, dass dies auch gelingt und die 
Rahmenbedingungen entsprechend aus-
fallen.

Vertrauen beruht immer auf Gegen-
seitigkeit. Es drängt sich geradezu auf, 
zurückzublicken zur Amtseinführung von 
Udo Münch im November 2010. Da hieß 
es: 

„Münch sei der „Garant für eine neu 
definierte Führungskultur“, erklärte der 
damalige Minister Boris Rhein.

Das kommt einem doch bekannt vor...?
Wie oft wird eigentlich zukünftig eine 

neue Führungskultur ausgerufen? 
Wie sagte doch gleich Minister Beuth 

in seiner Pressekonferenz vom 14. Juni 
2020: 

„Münch habe um seine Versetzung 
in den einstweiligen Ruhestand gebeten. 
Münch übernehme damit als oberster 
Polizist Verantwortung für Versäumnisse, 
„die er nicht alleine zu vertreten hat“.

Wer bitte sind denn die anderen, die 
Beuth hier anspricht? Wahrscheinlich vie-
le, nur er selbst nicht.

Und so verstärkt sich der Eindruck aus 
dem Titel dieses Artikels:

„Fehler werden nur auf einer Seite ge-
macht“. 

Und diese Seite ist nicht in der poli-
tischen Führung verortet. Möglicherweise 
sollten sich schlaue Menschen, die sich 
um die Zukunft der hessischen Polizei Ge-
danken machen, darüber bewusst werden, 
wer die Kohle in den Antriebswagen der 
Polizei schippt. 

Es sind die bereits angesprochenen 
„Indianer“. Ohne Kohle kein Dampf, ohne 
Dampf kein Antrieb. Letzteres fehlt heute 
bei vielen Beschäftigten.                                     

Peter Wittig

// Kommentar //

Das Monster ist zurück – die Inflation im Frühjahr 2022

Gewerkschaftliche Betrachtung einer groSSen Gefahr für uns alle

Der Rückblick auf die Jahre 1923 
und 1924 zeigt, dass es zu uns heute 
doch Parallelen gibt! Die Weltwirtschaft 
war damals gestört, es gab eine Roh-
stoffknappheit und das Wirtschaftssys-
tem geriet aus den Fugen.

Inflation, auch Preissteigerungsra-
te oder Teuerung, bezeichnet den allge-
meinen Anstieg des Preisniveaus einer 
Ökonomie über einen bestimmten Zeit-
raum. Steigt das allgemeine Preisniveau, 
kann jede Geldeinheit weniger Güter und 
Dienstleistungen kaufen. Folglich spiegelt 
die Inflation eine Abnahme der Kaufkraft 
wider. Quelle Wikipedia

Schon vor dem Krieg gegen die Uk-
raine begannen die Preise für Kraftstoff 
und Energie merklich zu steigen. Der Li-
ter Diesel, der im Sommer 2021 noch bei 
ca. 1,20 Euro lag, kletterte auf fast 1,60 
Euro im Winter 2022. Auch wer seinen 
Heizöltank füllen musste oder von seinem 
bisherigen Gas- und Stromanbieter Ende 
2021 die Kündigung bekam, merkte, dass 
sich hier etwas zum Schlechten hin für 
uns alle entwickelt.

Vor einigen Wochen konnte ich lesen, 
dass die deutsche aber auch Weltwirt-
schaft momentan auf einen „schwarzen 
Schwan“ und den „perfekten Sturm“ trifft. 

Beides Begriffe in der Wirtschaft, die 
eine äußerst schlechte Prognose für die 
nahe Zukunft ausdrücken. Der „schwarze 
Schwan“ drückt die absolute Seltenheit 
im Vorkommen der Natur aus und mein-
te die erhebliche wirtschaftliche Störung 
weltweit, die Corona schon angerichtet 
hatte. Der „perfekte Sturm“ bezeichnet 
das für ein Seefahrzeug größte mögli-
che zu erwartende Schadensereignis, das 
sehr selten vorkommt und mit dem Krieg 
gegen die Ukraine hier verbunden wird. 
Beides, die Folgen von Corona treffen nun 
auf den Krieg gegen die Ukraine und seine 
Folgen für uns alle.
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// aus dem Landesbezirk //

Beim Schreiben dieser Zeilen Ende 
April steigt die Inflation nach dem Sta-
tistischen Bundesamt in dieser Zeit auf 
7,3 %, davon die Energiepreise auf 39,5 
% und die Preise für Lebensmittel auf 6,2 
%. Dies ist eine Preisentwicklung, die es 
so seit 50 Jahren nicht gab.

Die im September 2021 vereinbarten 
Tariferhöhungen von 2,2 % zum 1.8.2022 
und nochmals 1,8 % zum 1.8.2023 fan-
gen somit nicht annähernd diese Preis-
steigerungen auf.

Was nun? - fragen wir uns alle. Keiner 
konnte im September diese Entwicklun-
gen erahnen. Als richtig erachte ich das 
Entlastungspaket der Bundesregierung 
wegen der hohen Energiepreise. Zum ers-
ten Juni sollen die Dieselpreise um ca. 14 
Cent und die Spritpreise um ca. 30 Cent 
pro Liter fallen. Dies wird durch eine 
Steuersenkung auf Kraftstoffe ermög-
licht. Ferner sollen alle Arbeitnehmer eine 
einmalige Energiepauschale von 300 Euro 
bekommen, ausbezahlt mit dem Gehalt. 
Auch bekommen alle Familien einen Kin-
derbonus von 100 Euro pro Kind einmalig 
als Entlastung ausbezahlt. Zudem soll es 
für drei Monate ein bundesweites Ticket 
für den Nahverkehr geben, das man für 9 
Euro monatlich kaufen kann.

Diese Maßnahmen lassen erkennen, 
dass die Politik aus den Geschehnissen 
vor 100 Jahren lernen möchte und ge-
gen eine drohende Lohn-Preis-Spirale 
ankämpft. Bei den 300 Euro Energiepau-
schale fehlt mir jedoch der Blick auf die 
Rentnerinnen und Rentner und die Pen-
sionäre, die eh ein geringeres Einkommen 
haben, aber die gleichen hohen Preise wie 
alle anderen bezahlen müssen. Ich kriti-
siere auch, dass die Steuersenkungen bei 
den Diesel- und Spritpreisen erst zum 1. 
Juni greifen sollen. Warum hat man dies 
nicht schon für März oder April beschlos-
sen, hier waren die Preise auf dem bishe-
rigen Höchststand. 

Mit dem Jobticket in Hessen kann das 
9 Euro Ticket, das dann bundesweit gilt, 
lediglich für Fernpendler eine Ergänzung 
sein, oder von den Rentnern und Pensio-
nären genutzt werden. Und wer in einer 
Gegend wohnt, in der der ÖPNV im Stun-

den- oder Tagestakt vorbeikommt, hat eh 
nichts davon.

Wie wir alle auch im Supermarkt jede 
Woche beim Einkaufen merken, erhöhen 
sich die Preise schneller als man sie sich 
merken kann. Wo und wann hört das wie-
der auf?

Werden wir wie vor 100 Jahren auch 
wieder eine stärkere Arbeitslosigkeit be-
kommen?

Werden Industriebereiche ihre Tätig-
keiten einstellen, da die Energiekosten zu 
hoch sind?

Werden sich die Regale in den Super-
märkten weiter leeren? Werden wir auf 
manche Produkte Wartezeiten bekom-
men, wie damals in der DDR?

Was passiert, wenn die Autoindustrie, 
das wirtschaftliche Herzstück der Bun-
desrepublik, auf lange Sicht keine Fahr-
zeuge mehr produziert, da es weder Chips 
noch Kabelbäume gibt?

Werden wir soziale Verwerfungen er-
leben, wenn Betriebe schließen und die 
Arbeiter ihre Familien nicht mehr ernäh-
ren können?

Wie wird diese Situation die Polizei 
treffen, wenn der Staat sich weiter hoch 
verschuldet und weniger Steuereinnah-
men generiert?

Dies alles sind Fragen, auf die es heu-
te noch keine Antwort gibt. Aber es zeigt 
mir, dass wir momentan nicht mehr „bar-
fuß durch die Blumenwiese“ laufen. Auf 
uns kommen harte Zeiten zu. Dies sollten 
sich schon heute alle Kolleginnen und 
Kollegen sehr bewusst machen. Die Party 
(oder unser altes Leben wie wir es kann-
ten und schätzen) ist erst einmal vorbei. 
Ich halte den Gedanken für angebracht, 
größere geplante Investitionen in Freizei-
taktivitäten und Hobbies oder nicht un-
bedingt benötigte Neuanschaffungen erst 
einmal zu verschieben. Nach meiner An-
sicht und Bewertung der Lage müssen wir 
erst einmal alle zusammen das „Monster“ 
der Inflation wieder einfangen und für die 
nächste Ewigkeit unter Verschluss brin-
gen.

Die GdP Hessen hatte um das Jahr 
2015 in der Zeit der Nullrunde und dem 
Lohndiktat als Werbung einen frierenden 

Pinguin im Eis mit dem Slogan „Komm 
rein es wird kälter!“ Nie war dieser Spruch 
aktueller wie heute.

Nur wenn wir jetzt gemeinsam gegen 
harte Einschnitte und kommende wirt-
schaftliche Verluste vorgehen, werden wir 
Erfolg haben und unsere Einkommen und 
unseren Lebensstandard in den nächsten 
Jahren halten können. Bitte macht das 
allen Kolleginnen und Kollegen deutlich. 
Die Lage ist ernst wie nie! Wir brauchen 
euch alle für die Abwehrschlacht. 

Das Gute am Ende mit Blick auf die 
Situation von vor 100 Jahren ist, dass es 
„nur“ die beiden Jahre 1923/24 betroffen 
hat. Dann wurde die Situation wieder bes-
ser und man hatte die Inflation besiegt. 

Uns wird dies sicher auch gelingen, 
vielleicht ja auch schneller als damals! 

n

Stefan Rüppel

Neue Kontaktdaten der Bezüge-
stelle

Die Bezügestelle ist zuständig für 
die Zahlbarmachung der Bezüge der 
Beamtinnen und Beamten, der Tarif-
beschäftigten sowie der Versorgungs-
empfängerinnen und Versorgungs-
empfänger des Landes Hessen. Am 11. 
März 2022 wurde sie in das Regie-
rungspräsidium Kassel umstrukturiert 
und die Kontaktdaten aller Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter der Bezüge-
stelle vollständig auf die Systematik 
des Regierungspräsidiums umgestellt.

Mailadresse alt:     
Vera.Mustermann@hbs.hessen.de
Mailadresse neu:  
Vera.Mustermann@rpks.hessen.de
Telefonnummern alt für Kassel 
0561/1008-XXXX 
Telefonnummern neu: 
0561/106-3XXX

AKTUELLES
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// Landespolitik //

Interview zum Besoldungsurteil

Stefan Rüppel im Gespräch mit MdL 
Oliver Ulloth

S.R.: Herr Ulloth, am 30.11.2021 hat 
der Verwaltungsgerichtshof bei einer Kla-
ge die verfassungswidrige Besoldung bei 
den hess. Beamten erkannt und die Kla-
ge an das Bundesverwaltungsgericht in 
Karlsruhe verwiesen. Wie wird das recht-
liche Verfahren aus Ihrer Sicht nun wei-
tergehen?

MdL Ulloth: Mit der Entscheidung 
des Hessischen Verwaltungsgerichtshof 
in Kassel ist klar, dass hessische Landes-
beamte über mehrere Jahre nicht ange-
messen bezahlt wurden und die schwarz-
grüne Landesregierung nunmehr für eine 
angemessene Beamtenbesoldung zu sor-
gen hat. Der VGH hat in seinem Urteil 
vom 30. November 2021 festgestellt, dass 
die Beamtenbesoldung in Hessen in den 
Jahren 2013 bis 2020 nicht den verfas-
sungsgemäßen Vorgaben entsprochen hat 
und seinen Beschluss dem Bundesverfas-
sungsgericht vorgelegt, welches den 
Sachverhalt jetzt eingehend prüfen und 
letztlich abschließend entscheiden wird.

S.R.: Aus Ihrer Erfahrung heraus, wird 
Karlsruhe hier im Detail über Nachzah-
lungen und Summen urteilen?

MdL Ulloth: Hier möchte ich den Be-
ratungen des Bundesverfassungsgerichts 
nicht vorgreifen. Was wir in früheren Ent-
scheidungen aus Karlsruhe in Sachen Be-
amtenbesoldung allerdings sehen konnten 
ist, dass das Bundesverfassungsgericht in 
seiner einschlägigen Rechtsprechung über 
die Jahre einen umfassenden Prüfmaßstab 
entwickelt hat, mit dem es die Angemes-
senheit der Besoldung von Beamtinnen 
und Beamten in den Blick nimmt. Diesem 
Maßstab wird sich nunmehr auch das Kas-
seler Urteil unterziehen müssen.

S.R.: Herr Innenminister Beuth hat 
den DGB Hessen Anfang Januar ange-
schrieben, dass er sich mit den Gewerk-
schaften über eine Lösung in der Besol-
dungsfrage zusammensetzen möchte. 
Wie verläuft hier die politische Diskussion 
im Landtag?  

MdL Ulloth: Der Innenminister hat 
bei verschiedenen Gelegenheiten verlau-
ten lassen, dass er bzw. sein Haus sich 
nach der schriftlichen Urteilsbegründung 
mit Nachdruck der Frage einer verfas-
sungsgemäßen Beamtenbesoldung in 
Hessen widmen werde. Hiervon sehen wir 

bislang, auch im Hessischen Landtag, al-
lerdings herzlich wenig. Als SPD-Fraktion 
haben wir den Innenminister in den ver-
gangenen Wochen daher mehrfach auf-
gefordert, hier tätig zu werden: So hat 
unser Fraktionsvorsitzender, Günter Ru-
dolph, im Dezember öffentlich gefordert, 
das Kasseler Urteil unverzüglich umzu-
setzen; im Januar habe ich selbst in einer 
Sitzung des Innenausschusses des Hes-
sischen Landtags den Innenminister zum 
aktuellen Stand der Umsetzung befragt 
– bislang blieben diese Aufforderungen 
allerdings ohne messbaren Erfolg. 

S.R.: Glauben Sie, dass die Landesre-
gierung schon konkrete Pläne hat, wie sie 
diesen Fehler in der Besoldung auflösen 
kann?

MdL Ulloth: Das ist eine gute Frage, 
die Sie vermutlich besser an den Innenmi-
nister richten müssten. Und natürlich ste-
hen wir als SPD-Fraktion für eine zeitna-
he und verfassungskonforme Anpassung 
der Beamtenbesoldung in Hessen jeder-
zeit zur Verfügung – das würde allerdings 
voraussetzen, dass das Innenministerium 
tätig wird und das Parlament in die not-
wendigen Schritte mit einbezieht. 

S.R.: Haben Sie als SPD-Fraktion im 
Landtag Erfahrungen, wie in Thüringen 
das Besoldungsreparaturgesetz für die 
Kolleginnen und Kollegen umgesetzt wur-
de und ob es hier zu Nachzahlungen kam?

 MdL Ulloth: Uns ist das Besoldungs-
reparaturgesetz aus Thüringen natür-
lich bekannt, es ist zum momentanen 
Zeitpunkt allerdings noch zu früh um 
abschätzen zu können, ob ein solches 
rechtliches Konstrukt auch in Hessen not-
wendig sein könnte. Hierfür müssten wir 
erst einmal wissen, welches Reformpaket 
der Innenminister bereit war zu schnüren. 

S.R.: Wie wird es nach Ihrer Einschät-
zung in diesem Jahr in dieser Sache in 
Hessen weitergehen? Was wird hier von 
der Landesregierung erfolgen? 

MdL Ulloth: Hoffentlich die Umset-
zung dessen, was diese Landesregierung 
versprochen hat: die unverzügliche Um-
setzung des Urteils des Verfassungsge-
richtshofs, kein Aufschieben bis zu ei-
nem Beschluss auf Karlsruhe und damit 
verbunden eine Anerkennung der großen 
Leistungen der hessischen Beamtinnen 
und Beamten. Als SPD-Fraktion im Hessi-
schen Landtag werden wir den Innenmi-

nister auf jeden Fall weiterhin konsequent 
daran erinnern, hier unverzüglich zu lie-
fern. 

S.R.:  Was glauben Sie, wie lange der 
Prozess dauert, bis wir eine verfassungs-
mäßige Besoldung in Hessen haben wer-
den? 

MdL Ulloth: Das lässt sich leider nicht 
seriös vorhersagen. Da die nunmehr not-
wendige Neuregelung der Beamtenbesol-
dung auch parlamentarisch, d.h. durch 
ein Gesetzesvorhaben, begleitet werden 
muss, wird es hier aller Voraussicht nach 
noch etwas Zeit benötigen.

S.R.: Haben Sie eine persönliche, un-
verbindliche Einschätzung, ob und wenn 
ja in welcher Höhe ungefähr mit Nach-
zahlungen bei dem Familienzuschlag ab 
dem dritten Kind und aber auch mit dem 
Abstandsgebot in der Besoldung sowie 
der Nullrunde und dem 1 % Gehaltszu-
wachs aus den Jahren 2015 und 2016 zu 
rechnen ist? 

MdL Ulloth: Seriös lässt auch das 
sich zum jetzigen Zeitpunkt leider nicht 
beantworten.

S.R.: Was wird die SPD im Landtag 
hier in diesem Fall politisch fordern?

MdL Ulloth: Wie bereits gesagt, wer-
den wir als SPD-Fraktion im Hessischen 
Landtag weiterhin darauf drängen, dass 
die Landesregierung zeitnah und um-
fänglich die maßgeblichen Eckpunkte des 
VGH-Urteils umsetzt. Die verfassungsge-
mäße Besoldung der hessischen Beam-
tinnen und Beamten sollte eine Selbst-
verständlichkeit sein und nichts, wozu 
man die schwarzgrüne Landesregierung 
auffordern muss. Neben der Anerken-
nung der Leistungen, die die hessischen 
Beamtinnen und Beamten Tag für Tag 
erbringen, hat dies auch etwas mit der 
Attraktivität des öffentlichen Dienstes in 
Hessen zu tun. Wir wollen als Land ein at-
traktiver, moderner und verlässlicher Ar-
beitgeber sein – entsprechend müssen die 
Bediensteten aber auch entlohnt werden. 

S.R.: Herr Ulloth ich bedanke mich im 
Namen der Leserinnen und Leser des Poli-
zeireportes für dieses Interview.  

MdL Ulloth: Ich bedanke mich für 
das interessante Gespräch und verbinde 
dies mit einem herzlichen Dank für den 
besonderen Einsatz der Kolleginnen und 
Kollegen unserer Landespolizei in diesen 
schweren Zeiten.
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